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1 Praambel

Der Tourismus steht vor vielfaltigen Herausforderungen. Es geht um die Entwicklung hin zu
einer nachhaltigen Gesellschaft, die Auswirkungen des Klimawandels, die wirtschaftlichen
Folgen der COVID-19-Pandemie und kriegerischer Auseinandersetzungen in Europa sowie
den anhaltenden Arbeitskraftemangel. Gerade in diesen Zeiten bietet der ,,Plan T— Master-
plan fir Tourismus” langfristige Orientierung. Auf dem Weg zu einer der nachhaltigsten
Tourismusdestination Europas gilt es, die Bedirfnisse von Gasten, Einheimischen, Touristi-
kern und Mitarbeitern gleichermaRen zu adressieren und die Verantwortung des Tourismus
fiir die Region wahrzunehmen. Keine andere Branche ist in allen Regionen unseres Landes
so verwurzelt und sorgt von den Stadten bis in die entlegensten Taler fir Wertschépfung

und Lebensqualitat. Diese Rolle gilt es zu erhalten und auszubauen.

Die gewerbliche Tourismusforderung basiert auf dem Bundesgesetz Giber besondere Forde-
rungen von kleinen und mittleren Unternehmen (KMU-Forderungsgesetz), BGBI. Nr.
432/1996, welches als mogliche Instrumente die Gewdhrung von Zuschiissen, Zinsenzu-

schiissen und Darlehen sowie die Ubernahme von Haftungen vorsieht.

Die gegenstandliche Tourismus-Investitions-Richtlinie bildet die Grundlage fiir die Gewah-
rung von bundesseitigen Zinsenzuschiissen fir Investitionskredite der Abwicklungsstelle
(,geforderte Investitionskredite”) und die erganzend mogliche Gewahrung von Zuschiissen

fiir nachhaltigkeitsrelevanten (Teil-)Investitionen (,,Nachhaltigkeitsbonus®).

Die Ubernahme von Haftungen fiir Kredite erfolgt auf Basis der gesonderten Richtlinie des
Bundesministers fiir Wirtschaft, Energie und Tourismus fiir die Ubernahme von Haftungen
flr die Tourismus- und Freizeitwirtschaft (,,Haftungs-Richtlinie”). Zuschisse fir Jungunter-
nehmerinnen und Jungunternehmer werden auf Basis der gesonderten Richtlinie des Bun-
desministers fir Wirtschaft, Energie und Tourismus zur Forderung von Jungunternehmern
(,Jungunternehmer-Richtlinie”) gewahrt. Zur Wiederherstellung der wirtschaftlichen Stabi-
litat touristischer Angebotstrager ist eine Unterstiitzung nach MalRgabe der Richtlinie des
Bundesministers fir Wirtschaft, Energie und Tourismus zur Unternehmensstabilisierung in
der Tourismus- und Freizeitwirtschaft (,Tourismus-Unternehmensstabilisierungs-Richtli-

nie”) moglich.

Ziele der Tourismus-Investitions-Richtlinie sind die Erhaltung und Verbesserung der Wett-
bewerbsfahigkeit und die Starkung der Resilienz von kleinen und mittleren Unternehmen
(KMU) der Tourismus- und Freizeitwirtschaft unter besonderer Berticksichtigung von Nach-

haltigkeitsaspekten.
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Aufgrund der AGVO-Novelle 2023 waren Anpassungen in Punkt 6 der Richtlinie erforder-
lich, die gemeinsam mit redaktionellen Anpassungen im Rahmen einer Novelle eingearbei-
tet wurden. Mit dieser Novelle wird zudem die Grundlage fiir die Unterstiitzung kleinerer
Investitionsprojekte gelegt sowie die Transformation des Tourismus in Richtung Nachhal-

tigkeit weiter forciert.

Infolge der Bundesministeriengesetz-Novelle (BMG-Novelle 2025, BGBI. | Nr. 10/2025), die
am 1. April 2025 in Kraft getreten ist und durch welche die Zustandigkeit fiir Tourismusan-
gelegenheiten dem Bundesministerium fiir Wirtschaft, Energie und Tourismus (ibertragen

wurde, waren die entsprechenden Bezeichnungen in dieser Richtlinie anzupassen.

Zur Evaluierung gemaR § 18 Bundeshaushaltsgesetz 2013, BGBI. | Nr. 139/2009, werden

folgende Kennzahlen herangezogen:

1.1 Auslastung in Vollbelegstagen (VBT)
1.2 Entwicklung Gross Operating Profit (GOP)
1.3 GOP in Prozent des Umsatzes

1.4 Bodenverbrauch

2 Gegenstand der Forderung

Gegenstand der Forderung sind Investitionen in materielle und immaterielle Anlagegtter,
wie beispielsweise Gebdude, Betriebs- und Geschaftsausstattung, Anlagen, Maschinen oder

Softwareprodukte.

! Verordnung (EU) 2023/1315 der Kommission vom 23. Juni 2023 zur Anderung der Verordnung (EU) Nr.
651/2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt in An-
wendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags liber die Arbeitsweise der Europdischen Union und der Ver-
ordnung (EU) 2022/2473 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen zugunsten von
in der Erzeugung, Verarbeitung und Vermarktung von Erzeugnissen der Fischerei und der Aquakultur tatigen
Unternehmen mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags liber die Arbeits-
weise der Europdischen Union, ABI. Nr. L 167 vom 30.6.2023, S. 1ff.
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3 Rechtsgrundlagen

3.1 Nationale Rechtsgrundlagen

3.1.1 Bundesgesetz (ber besondere Férderungen von kleinen und mittleren Unterneh-
men (KMU-Forderungsgesetz), BGBI. Nr. 432/1996

3.1.2 Verordnung des Bundesministers fir Finanzen Gber Allgemeine Rahmenrichtlinien
fur die Gewdhrung von Foérderungen aus Bundesmitteln (ARR 2014), BGBI. 1l Nr.
208/2014 (subsidiar anzuwenden)

3.2 EU-Beihilfenrecht

3.2.1 Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kommission vom 17. Juni 2014 zur Feststellung
der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt in An-
wendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags Uber die Arbeitsweise der Europai-
schen Union), ABI. Nr. L 187 vom 26.6.2014, S. 1ff (,,Allgemeine Gruppenfreistel-
lungsverordnung — AGVQO“); insbesondere Artikel 17 AGVO (Investitionsbeihilfen fur
KMU).

3.2.2 Verordnung (EU) Nr. 2023/2831 der Kommission vom 13. Dezember 2023 uber die
Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags Giber die Arbeitsweise der Europa-
ischen Union auf De-minimis-Beihilfen, ABI. Nr. L 2023/2831 vom 15. Dezember
2023, S. 1 ff. (,,De-minimis-Verordnung®).

3.3 Kumulierung

3.3.1 Eine nach diesen Richtlinien gewahrte Forderung darf mit Férderungen anderer For-
derungsstellen des Bundes und Férderungen anderer Gebietskdrperschaften kumu-
liert werden, sofern die Bestimmungen des Artikels 8 AGVO eingehalten werden.

3.3.2 Die Abwicklungsstelle hat in diesem Fall auf eine abgestimmte Vorgangsweise aller
Forderungsgeber hinzuwirken.

4 Personliche Voraussetzungen

4.1 KMU der Tourismus- und Freizeitwirtschaft

Forderungswerber kénnen natlirliche oder juristische Personen sowie sonstige Gesellschaf-

ten des Unternehmensrechts sein, die

a) ein Unternehmen des Tourismus oder der Freizeitwirtschaft rechtmaRig selbstan-
dig betreiben oder zu betreiben berechtigt sind, und

b) als KMU im Sinne der Empfehlung der EK betreffend die Definition der Kleinstun-
ternehmen sowie der kleinen und mittleren Unternehmen, zuletzt ABIl. Nr. L 124
vom 20.5.2003, S. 36 ff, gelten (,,KMU-Definition”; siehe Anhang I), und
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c)
d)

liber eine Betriebsstitte in Osterreich verfiigen, und

im Rahmen ihrer Mitgliedschaft bei der Wirtschaftskammer Osterreich (WKO) der
Bundessparte Tourismus und Freizeitwirtschaft der Gewerbeordnung 1994 (GewO
1994), BGBI. Nr. 194/1994, unterliegen, oder in der Anlage zu § 2 des Wirtschafts-
kammergesetzes (WKG 1998) angefiihrt sind.

4.2 Errichter

Forderungswerber kdnnen auch natirliche oder juristische Personen, sowie sonstige Ge-

sellschaften des Unternehmensrechts sein, die

a)

b)

ein touristisch bzw. freizeitwirtschaftlich relevantes Vorhaben gemalR Punkt 5
durchzufiihren beabsichtigen und

selbst nicht die personlichen Voraussetzungen gemaf Punkt 4.1, erster und letzter
Unterpunkt erfillen (Errichter), aber

mit einem Unternehmer, der die personlichen Voraussetzungen gemaR Punkt 4.1
erflllt (Betreiber), ein Vertragsverhaltnis zur Flihrung bzw. zum Betrieb des zu for-

dernden Vorhabens eingehen, das die gesamte Forderungslaufzeit abdeckt.

Sowohl beim Errichter als auch beim Betreiber muss es sich um ein KMU gemall KMU-Defi-

nition (siehe Anhang I) handeln.

4.3 Kooperationen

Forderungswerber kdnnen auch Kooperationen sein, sofern

a)

b)

d)

die Kooperation eine eigene Rechtspersonlichkeit aufweist und eine schriftliche
Kooperationsvereinbarung mit jedem einzelnen Mitglied der Kooperation vorliegt,
es sich bei der Kooperation um ein KMU gemalR KMU-Definition (siehe Anhang I)
handelt,

die Kooperationspartner mehrheitlich? die persénlichen Voraussetzungen gemaR
Punkt 4.1 erfillen, und

die Kooperation der Realisierung eines Vorhabens gemaR der Punkte 5.2.4, 5.2.5
oder 5.2.7 dient.

2 Mehrheitlich bedeutet rechtsformabhingig die Mehrheit nach Képfen (z. B. beim Verein) oder nach Anteilen
(z. B. bei der Gesellschaft mit beschrankter Haftung).
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4.4

Touristische Infrastruktur

Forderungswerber kénnen auch natirliche oder juristische Personen und sonstige Gesell-

schaften des Unternehmensrechts sein, die

a) als KMU gemaR KMU-Definition gelten (siehe Anhang 1) und

b) (ber eine Betriebsstitte in Osterreich verfiigen und

touristische Infrastruktur — mit Ausnahme von Aufstiegshilfen — zu errichten oder zu erwei-

tern beabsichtigen.

4.5

4.6

4.7

4.8

4.9

4.10

411

Der Foérderungswerber muss sachlich kreditfahig und persoénlich kreditwiirdig
sein. Das Unternehmen muss existenz- und wettbewerbsfahig sein.

Jede Finanzierung ist durch den Foérderungswerber soweit wie moglich abzusi-
chern. Dieser ist zu verpflichten, fiir Hypothekarkredite der Abwicklungsstelle eine
ausreichende Feuerversicherung fiir die belehnten Baulichkeiten zu vinkulieren.

Das betriebliche Rechnungswesen muss geordnet sein und jederzeit eine Uber-
prifung des Umsatzes sowie der Vermoégens- und Ertragsverhaltnisse ermdogli-
chen.

Weiters darf sich der Férderungswerber auf Basis des letzten verfligbaren Jah-
resabschlusses bzw. der letzten verfiigbaren Einnahmen-Ausgaben-Rechnung
(inkl. Vermogensstatus?®) nicht in Schwierigkeiten im Sinne von Artikel 2 Z 18
der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kommission vom 17. Juni 2014 (,Allge-
meine Gruppenfreistellungsverordnung — AGVO*) befunden haben.

Zum Zeitpunkt des Ansuchens darf kein Restrukturierungsverfahren gemalfd
Bundesgesetz liber die Restrukturierung von Unternehmen (Restrukturierungs-
ordnung — Re0O), BGBI. | Nr. 147/2021, laufen.

Bund, Lander und Gemeinden kommen als Foérderungswerber nicht in Betracht.
Im Ubrigen gilt die KMU-Definition (Anhang I).

Forderungswerber, die einer Riickforderungsanordnung aufgrund eines frihe-
ren Beschlusses der Kommission zur Feststellung der Unzuldssigkeit einer Bei-
hilfe und ihrer Unvereinbarkeit mit dem Binnenmarkt nicht nachgekommen
sind, sind von einer Forderung ausgeschlossen.

3 Das diesbeziigliche Formblatt der Abwicklungsstelle dient der erginzenden Datenabfrage bei Einnahmen-
Ausgaben-Rechnern und ist fur die Beurteilung ihrer wirtschaftlichen Lage erforderlich.
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5 Sachliche Voraussetzungen

5.1 Allgemeine sachliche Voraussetzungen

Die Punkte 5.1.1 bis 5.1.4 miissen kumulativ bei allen Projekten erfiillt sein.

5.1.1 Die Durchfiihrung des Vorhabens muss unter Einrechnung der Forderung finanziell
gesichert sein. Weiters muss ein schliissiges Unternehmenskonzept vorliegen, das
einen nachhaltigen Unternehmenserfolg erwarten l&sst.

5.1.2 Der geforderte Betrieb muss mittels auBenwirksamer Darstellung Informationen zur
Anreise mit 6ffentlichen Verkehrsmitteln bereitstellen.?

5.1.3 Der geférderte Betrieb muss — auBer in Ausnahmefallen wie bei Neubauvorhaben
gemaR Punkt 5.2.6 — fiir den Investitionsstandort einen Energieausweis® vorlegen,
der den Zustand vor Investition abbildet und nicht dlter als zehn Jahre ist.

5.1.4 Die Durchfiihrung des Vorhabens darf — unter Bericksichtigung von Ausgleichsmal-
nahmen® — zu einer maximalen zusatzlichen Bodenversiegelung’ von 25 %2 im Ver-
gleich zum Zustand vor Investition fiihren. Bei Neubauvorhaben gemaR Punkt 5.2.6
konnen AusgleichsmaRnahmen nicht beriicksichtigt werden.

5.2 Besondere sachliche Voraussetzungen fir die Investitionsschwerpunkte

Mindestens ein Investitionsschwerpunkt (5.2.1 bis 5.2.7) muss zutreffen.

5.2.1 Qualitatsverbesserung

Forderbar sind Investitionen, die zu einer Qualitatsverbesserung im baulichen Bereich oder

in den betrieblichen Abldufen fiihren.

4 Sollten im Zeitpunkt der Antragsstellung keine Informationen veréffentlicht sein, ist seitens der Abwicklungs-
stelle eine entsprechende Auflage zu erteilen.

5> Der Energieausweis muss den der Umsetzung der Richtlinie 2010/31/EU {iber die Gesamtenergieeffizienz
von Gebaduden, ABI. Nr. L 153 vom 18.Juni 2010, S. 13, dienenden bundes- oder landesrechtlichen Vorschriften
entsprechen.

6 AusgleichsmaRnahmen miissen am Investitionsstandort und zumindest im AusmaR der versiegelten Fliche
gesetzt werden und kénnen zum Beispiel in der Begriinung von Fassaden und Dachflachen oder Entsiegelungs-
malnahmen bestehen.

7 Bodenversiegelung bedeutet die luft- und wasserdichte Abdeckung des Bodens durch bebauen, betonieren,
asphaltieren, pflastern oder anderweitiges befestigen. Ein Versickern von Regenwasser kann nicht mehr oder
nur erschwert erfolgen und der Gasaustausch des Bodens mit der Atmosphare wird geghemmt.

8 Der Prozentsatz bezieht sich auf die versiegelten Flichen vor Investition im Vergleich zur geplanten versie-
gelten Flache nach Investition, wobei die Beurteilung im Ansuchenszeitpunkt zu erfolgen hat. Die versiegelte
Flache vor Investition setzt sich aus allen betrieblich genutzten Flachen am Investitionsstandort zusammen,
die eine funktionale Einheit bilden.
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5.2.2 BetriebsgréRenoptimierung

Forderbar sind Investitionen, die zu einer BetriebsgroBenoptimierung flihren.

Im Rahmen einer BetriebsgroBenoptimierung ist auch der Ankauf eines in unmittelbarer

Nihe? befindlichen Tourismusbetriebes forderbar.

5.2.3 Neuausrichtung

Forderbar sind Investitionen, die zu einer Neuausrichtung auf neue Markte bzw. Zielgrup-

pen fuhren.

5.2.4 Errichtung oder Verbesserung von touristischen Infrastruktureinrichtungen

Forderbar sind Investitionen zur Errichtung neuer oder zur Verbesserung bestehender iber-
betrieblicher Einrichtungen, die vorwiegend von ortsfremden Géasten genutzt werden (tou-
ristische Infrastruktureinrichtungen). Dazu zdhlen auch Einrichtungen zur Attraktivierung
von Wintersportgebieten mit Ausnahme von Aufstiegshilfen; Beschneiungsanlagen kdnnen
nur dann geférdert werden, wenn deren Stromversorgung ausschliefSlich durch erneuer-
bare Energie erfolgt und wenn der spezifische Energieverbrauch der Anlage pro Kubikmeter

technischem Schnee maximal 3 Kilowattstunden betragt.

5.2.5 Errichtung oder Verbesserung von Personalunterkiinften und sonstigen Einrichtun-
gen fiir Mitarbeiter

Forderbar sind Investitionen zur Errichtung neuer bzw. Verbesserung bestehender Perso-
nalunterkiinfte, sonstiger Einrichtungen fiir Mitarbeiter und Einrichtungen zur Betreuung
von Kindern von Mitarbeitern. Eine Forderung ist nur moglich, soweit nicht Wohnbauforde-
rungsmittel des jeweiligen Bundeslandes fiir das férderungsgegenstandliche Projekt bean-

tragt wurden bzw. werden.

5.2.6 Neubauten

Ein Neubau liegt vor, wenn eine Ersterteilung oder Erstausiibung der Gewerbeberechtigung
flir den unmittelbaren Betriebsgegenstand am Standort vorliegt oder wenn die Gewerbebe-
rechtigung fiir den Unternehmensstandort vor langer als flinf Jahren ruhend gestellt oder zu-

riickgelegt wurde. Neubauten in tourismusintensiven Gemeinden?® werden nicht geférdert.

9 Unmittelbare N&he ist immer dann gegeben, wenn sich aus dem Ankauf in 6rtlicher und betriebswirtschaft-
licher Hinsicht Synergien ergeben. Der Forderungswerber hat diese Synergien gegeniiber der Abwicklungs-
stelle entsprechend darzulegen.

10 Eine tourismusintensive Gemeinde liegt dann vor, wenn im Tourismusjahr 2021/2022 (iber 500.000 Nichti-
gungen verzeichnet werden. Eine Auflistung ist auf der Website der Abwicklungsstelle zu veroffentlichen.
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Dariber hinaus werden Neubauten nur in Ausnahmefallen geférdert, namlich

a) inRegionen, die gemessen an der Infrastrukturkapazitat deutlich zu niedrige Nach-
tigungskapazitdten (Beherbergungsbetriebe) oder Verpflegungskapazitaten (Gast-
ronomiebetriebe) aufweisen und daher durch die Férderung ein Anreiz gegeben
wird, diese Liicke zu schlieBen. Dies kann etwa nach einer deutlichen Erweiterung
der Infrastrukturkapazitat der Fall sein. Oder

b) wenn das neu entstehende Projekt bislang am Standort nicht ausreichend abge-
deckte Angebote und Markte bedient und daher eine unmittelbare Konkurrenzie-

rung bestehender Beherbergungskapazititen nicht zu erwarten ist.

Beherbergungsneubauten missen den Standard der Qualitatsstufe "klima.aktiv silber" des
"klima.aktiv Gebdaudestandards Hotel- und Beherbergungsbetriebe Neubau und Sanierung"

oder einen vergleichbaren Standard!! erreichen.

Neubauten werden nur geférdert, wenn keine Teilfinanzierung des Projektes aus Immobili-

enverkdufen erfolgt und die touristische Nutzung nachhaltig!? sichergestellt wird.

Projektbezogen ist ein echter Eigenmittelanteil von 25 % nachzuweisen.

5.2.7 Umwelt, Sicherheit und Barrierefreiheit

Umweltbezogene Investitionen sind solche, die das Potenzial haben, negative Umweltaus-
wirkungen zu verhindern bzw. zu vermindern sowie positive Umweltauswirkungen (Verbes-
serung der aktuellen, spezifischen Umweltsituation) zu erreichen. Férderbar sind zudem In-
vestitionen in sicherheitsbezogene Einrichtungen sowie Investitionen, die den barriere-

freien Zugang zur touristischen Dienstleistung ermoglichen.

5.3 Besondere sachliche Voraussetzungen fiir bestimmte Betriebstypen

Zusatzlich zu den Voraussetzungen gemal Punkt 5.1 und dem Vorliegen mindestens eines
Investitionsschwerpunktes gemall Punkt 5.2 gilt zutreffendenfalls fir bestimmte Betriebs-

typen Folgendes:

5.3.1 Beherbergungsbetriebe

Beherbergungsbetriebe miissen zumindest den inhaltlichen Kriterien eines Drei-Sterne-Be-
triebes gemaR der jeweils geltenden Richtlinie fiir die Klassifizierung von Hotel- und Beher-

bergungsbetrieben entsprechen, wobei bei Schutzhiitten, Jugendgastehdusern sowie

1 vorlage einer entsprechenden Planungsdeklaration.
12 zeitlicher Hinsicht ist auf die einkommensteuerlichen Vorschriften zur Nutzungsdauer abzustellen.
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historisch bzw. kiinstlerisch wertvoller Bausubstanz und bei alternativen Beherbergungsan-
geboten®® zweckdienliche Ausnahmen méglich sind. lhre dauerhafte touristische Nutzung

muss beabsichtigt bzw. nachhaltig sichergestellt sein.4

Bei Beherbergungsbetrieben miissen BetriebsgroBenoptimierungen mit

a) einer deutlichen qualitativen Angebotsverbesserung und/oder InfrastrukturmaR-
nahme einhergehen, die zueinander in einem ausgewogenen Verhaltnis stehen,
und

b) mindestens einer MaBnahme zur Optimierung des Energie- und Ressourcenver-
brauches?!> einhergehen, sofern der Energieausweis des Bestandes gemaR Punkt
5.1.3 in einer oder mehreren Kategorien (spezifischer Heizwarmebedarf, Primar-
energiebedarf, Kohlendioxidemissionen, Gesamtenergieeffizienz-Faktor) eine Be-

wertung in den Klassen ,,E“ oder ,,F“ aufweist.

5.3.2 Gastronomiebetriebe

Gastronomiebetriebe in Landeshauptstdadten sowie in Stadten mit mehr als 35.000 Einwoh-
nern konnen generell nicht geférdert werden. Andere Gastronomiebetriebe kénnen nur ge-

fordert werden, sofern sie touristisch bedeutsam sind?®.

Investitionen in Gastronomiebetriebe, die eine suboptimale Betriebsgrofle oder eine ge-

ringe Qualitat der Dienstleistung!’ aufweisen, kdnnen nicht geférdert werden.

5.3.3 Campingplatze

Campingplatze konnen nur unter den Voraussetzungen gefordert werden, dass eine tber-
wiegend touristische Nutzung gegeben ist, der bisherige Qualitdtsstandard durch die Inves-
tition deutlich verbessert wird und nach Investition insgesamt ein hochwertiges Angebot

vorliegt. Die Neuerrichtung von Campingpldtzen kann nur unter sinngemaRer Anwendung

13 Unter alternativen Beherbergungsangeboten sind solche zu verstehen, die sich von herkémmlichen Beher-

bergungsangeboten (Zimmer in Hotels, Pensionen, etc.) unterscheiden und einen hohen Erlebniswert aufwei-

sen.

¥ Indikatoren dafiir sind insbesondere die Widmung des Grundstiickes und die Méglichkeit, parifiziertes Woh-

nungseigentum zu begriinden sowie vertragliche Vereinbarungen, die wechselnde Nutzungen erschweren. In

zeitlicher Hinsicht ist auf die einkommensteuerlichen Vorschriften zur Nutzungsdauer abzustellen.

15> MaRnahmen auBerhalb der gegenstindlichen Férderung kénnen ebenfalls berticksichtigt werden.

18 Indikatoren dafiir sind die Nutzung durch den ortsfremden Gast, die Mitgliedschaft bei (iberregionalen ku-

linarischen Initiativen, die Lage im Einzugsbereich von Tagesausflugsattraktionen oder die Notwendigkeit zur

Versorgung von Beherbergungsgasten in der Region.

7 Indikatoren fir eine suboptimale BetriebsgréRe bzw. eine geringe Dienstleistungsqualitit sind:

- Betrieb wird vom Unternehmer nicht im Vollerwerb gefiihrt bzw. erwartete Betriebsergebnisse decken nicht
den Lebensunterhalt des Unternehmers

- Betrieb ohne Mitarbeiter, ohne warmes Speisenangebot, ohne Sitzplatze oder ohne eigene Sanitdranlagen
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der fur den Neubau von Beherbergungsbetrieben gemald Punkt 5.2.6 geltenden Bestim-

mungen gefordert werden.

5.3.4 Reiseblros

Reisebiros kdnnen nur gefordert werden, wenn sie zu mehr als 50 % - gemessen am Jah-
resumsatz - auf die Akquisition von auslandischen Géasten (Incoming-Bliros) ausgerichtet

sind.

5.3.5 Freizeitbetriebe

Freizeitbetriebe kdnnen nur bei der Realisierung touristisch bedeutsamer Vorhaben gefor-

dert werden. Entscheidend ist die Nutzung durch den ortsfremden Gast.

Investitionen in Freizeitbetriebe, die eine suboptimale Betriebsgrole oder eine geringe

Qualitat der Dienstleistung aufweisen, kdnnen nicht gefordert werden.

5.4 Nicht forderbare Vorhaben

5.4.1 Vorhaben in Einkaufszentren, wobei als Einkaufszentrum eine Konzentration von
Einzelhandels- und Dienstleistungsbetrieben in einem baulichen Verbund unter Bil-
dung einer funktionalen Einheit verstanden wird.

5.4.2 Vorhaben von Franchisebetrieben®® und Betrieben mit franchisedhnlichen Konzep-
ten

Betriebe der Tourismus- und Freizeitwirtschaft, die ein Franchisekonzept verfolgen, kénnen
nur unter der Voraussetzung gefordert werden, dass die unternehmerische und finanzielle
Eigenstandigkeit des Franchisenehmers gewahrleistet ist (Kriterien dafir sind eigenstandige
Mitarbeiterpolitik, Einkaufspolitik und Vertriebsmalinahmen). Der Bestandvertrag hinsicht-
lich der Betriebsraumlichkeit muss jedenfalls auf den Franchisenehmer lauten. Diese Vo-
raussetzungen sind durch die Vorlage von Vertragen (insbesondere Gesellschaftsvertrag)

und sonstigen Schriftstiicken nachzuweisen.

5.4.3 Vorhaben, die mit einer fiir den Gast wahrnehmbaren Reduktion der Dienstleis-
tungsqualitat verbunden sind, beispielsweise der Riickbau eines Hotels in ein Apart-
menthaus.

5.4.4 Investitionen in Betriebe, die ihre Dienstleistung nicht 6ffentlich anbieten.

18 Franchising ist ein auf Partnerschaft basierendes Vertriebssystem, bei dem Neuunternehmer ein etabliertes
Geschéaftskonzept gegen eine Gebihr nutzen dirfen.
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6 Forderbare und nicht forderbare Kosten

6.1 Forderbare Kosten sind:

Kosten fur Erstinvestitionen in materielle und immaterielle Anlageguter'?, insbesondere die
Errichtung (Um-, Zu- oder Neubau) von Gebauden, die Anschaffung von Einrichtung oder
Softwareprodukten sowie Architekten- und Beratungshonorare (insbesondere Sonderpla-
ner wie Energie- und Elektroplaner), soweit diese als Anschaffungsnebenkosten zu qualifi-

zieren sind.

6.2 Nicht forderbare Kosten sind:
6.2.1 Umsatzsteuer

Die auf die Kosten des forderbaren Vorhabens entfallende Umsatzsteuer ist keine forder-
bare Ausgabe. Sofern diese Umsatzsteuer aber nachweislich tatsachlich und endgiiltig vom
Forderungsnehmer zu tragen ist (somit keine Vorsteuerabzugsberechtigung besteht), kann
sie als forderbarer Kostenbestandteil beriicksichtigt werden. Die auf welche Weise immer
rickforderbare Umsatzsteuer ist auch dann nicht férderbar, wenn sie der Férderungsneh-

mer nicht tatsachlich zurickerhalt.

6.2.2 MalBnahmen oder Teile davon, mit deren Durchfiihrung vor Einbringung des Foérde-
rungsansuchens begonnen worden ist

6.2.3 Investitionen in die Errichtung, Erneuerung und Erweiterung von Anlagen, die fossile
Energietrager direkt nutzen

6.2.4 der Ankauf von Grundstlicken und Baulichkeiten

Eine Ausnahme besteht fiir den Ankauf bestehender Gebdude (jedoch ohne Grundstiick)
bei Vorhaben

a) zur BetriebsgrofRenoptimierung gemal Punkt 5.2.2 oder

b) zur Errichtung oder Verbesserung von Personalunterkiinften, sonstiger Einrichtun-
gen flir Mitarbeiter und Einrichtungen zur Betreuung von Kindern von Mitarbeitern
gemalk Punkt 5.2.5.

6.2.5 der Ankauf von Fahrzeugen, Musik- und Spielautomaten
6.2.6 Unternehmerwohnungen, privat genutzte Rdume

6.2.7 die Umschuldung von bereits gewahrten Krediten, ausgenommen vorher vom
BMWET bzw. von der Abwicklungsstelle genehmigte Vor- und

19 Ausschlaggebend ist das Vorliegen eines aktivierten Anlagegutes, unabhingig von seiner Entstehung. Das
heilt, es kdnnen im Sinne der Kreislaufwirtschaft auch gebrauchte Giter und Herstellungsaufwand geférdert
werden, sofern sie nach den bilanz- und steuerrechtlichen Vorschriften zu aktivieren sind.
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Zwischenfinanzierungen, deren Konditionen dem Punkt 9 entsprechen

6.2.8 Betriebsmittel, Finanzierungskosten, Verzugszinsen, Betriebsabginge sowie Auf-
wendungen, die nicht betrieblichen Investitionszwecken dienen

6.2.9 Sach- und Personalkosten sowie Miet- und Pachtzahlungen fir den laufenden Be-
trieb

6.2.10 Kosten, die aus Kleinbetragsrechnungen unter EUR 100,00 (netto) resultieren

6.2.11 Kosten, die nicht aktiviert werden bzw. nicht als geringwertige Wirtschaftsglter ver-
bucht werden

6.2.12 Kosten im Zusammenhang mit dem Leasing materieller Vermogenswerte

7 Artund Hohe der Forderung

7.1 Zinsenzuschuss des Bundes fur Investitionskredite der Abwicklungsstelle

Die Forderung besteht in der Gewahrung eines bundesseitigen Zinsenzuschusses, der fir
Investitionskredite der Abwicklungsstelle gewahrt wird und maximal 2 % p.a. betragt (in
weiterer Folge ,geforderter Investitionskredit”). Geforderte Investitionskredite konnen un-

ter Beachtung der im Punkt 8.1 festgelegten Quoten fir

a) Investitionen ab forderbaren Kosten von mindestens EUR 100.000,00 bis zu einem
Kreditbetrag kleiner als EUR 350.000,00 oder

b) Investitionen ab forderbaren Kosten von mindestens EUR 500.000,00 bis zu einem
Kreditbetrag von EUR 5 Mio.

gewdhrt werden.

7.2 Nachhaltigkeitsbonus

Fiir Projekte bzw. Teilprojekte, fir die um einen geforderten Kredit gemafl Punkt 7.1 ange-
sucht wird, kann erganzend ein Nachhaltigkeitsbonus angesucht werden, sofern die flir den
Nachhaltigkeitsbonus relevante (Teil-)Investition mindestens 20 % der forderbaren Kosten
betragt. Die Forderung erfolgt in Form eines nicht riickzahlbaren Zuschusses. Der Nachhal-
tigkeitsbonus betrifft férderbare MaRnahmen der Bereiche Okologie, Mitarbeiter/Regionen
sowie Wirtschaft/Digitalisierung und betragt bundesseitig insgesamt max. 7 % der Summe
der relevanten (Teil-)Investitionskosten?°. Der Nachhaltigkeitsbonus ist mit EUR 350.000,00

20 Auch wenn mehrere férderbare MaBnahmen des Nachhaltigkeitsbonus auf eine relevante (Teil-)Investition
zutreffen, erhéhen diese nur die Bemessungsgrundlage und nicht die Forderungsquote.
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im Einzelfall gedeckelt. Die besonderen sachlichen Voraussetzungen fiir die Gewahrung sind

in Anhang Il (Nachhaltigkeitsbonus) der gegenstandlichen Richtlinie geregelt.

7.3

Verstarkung durch Landesbeteiligung

Den Bundeslandern ist es freigestellt, durch Abschluss einer Vereinbarung mit der Abwick-

lungsstelle die Forderung des Bundes fiir Vorhaben, die dieser Richtlinie unterliegen, zu ver-

starken. Dies hat auf Basis eigener Landesrichtlinien und unter Wahrung der EU-beihilfen-

rechtlichen Grenzen zu erfolgen.

Die Abwicklungsstelle hat auf ihrer Website bekanntzugeben, mit welchen Bundeslandern

eine derartige Vereinbarung besteht.

8.1

8.2

9

dite

9.1

9.2

Berechnungsgrundlage und Eigenfinanzierungsquote

Bei geforderten Investitionskrediten gemafld Punkt 7.1 betragt der Kreditbetrag
maximal 70 % der forderbaren Kosten. Im Falle von Neubauten betragt der Kre-
ditbetrag maximal 50 % der forderbaren Kosten und es ist ein Eigenkapitalanteil
von mindestens 25 % der forderbaren Kosten erforderlich.

Beim Nachhaltigkeitsbonus gemall Punkt 7.2 betrdgt die Berechnungsgrund-
lage der Foérderung maximal 100 % der férderbaren Kosten der relevanten (Teil-
)Investition.

Laufzeiten und Konditionen fiir geforderte Investitionskre-

Die Laufzeit des geférderten Investitionskredites betrdgt maximal 15 Jahre?,
wobei flir maximal zehn Jahre ein Zinsenzuschuss gewahrt wird.

Der von der Abwicklungsstelle den Férderungsnehmern verrechnete Au-
Renzinssatz hat sich an den Zielsetzungen des KMU-Forderungsgesetzes zu
orientieren und bildet die Obergrenze wahrend der gesamten Laufzeit des
Zinsenzuschusses. Der AuBenzinssatz berechnet sich auf Basis des 3-Monats-
oder 6-Monats-Euribors und marktiblichen Aufschlagen. Alternativ kann ein
Fixzinssatz zu marktiblichen Konditionen angeboten werden. Die historischen
sowie der jeweils aktuelle AuRenzinssatz sind auf der Website der Abwick-
lungsstelle zu veroffentlichen.

21 Danach ist eine Verldngerung der Kreditlaufzeit zu marktiiblichen Konditionen méglich.
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9.3

Die Abwicklungsstelle hat dem Forderungsnehmer fiir die Kreditaufnahme ei-
nen einmaligen indexierten Pauschalpreis in Rechnung zu stellen; die jeweils
aktuelle Hohe wird auf der Website der Abwicklungsstelle veroffentlicht. Bar-
auslagen (z. B. Post-, Auskunfts-, Eintragungs- und Kreditgebihren, Kosten fir
Grundbuchsausziige, Auslagen fiir Liegenschaftsschatzungen) sind dem Forde-
rungsnehmer nach Anfall in Rechnung zu stellen.

Das BMWET kann den einmaligen Pauschalpreis (Bearbeitungsgebiihr) bei einem Kreditbe-

trag kleiner als EUR 350.000,00 anteilig oder zur Ganze tGbernehmen. Die jeweils aktuelle

Regelung wird auf der Website der Abwicklungsstelle veroffentlicht. Die anteilige oder ganz-

liche Ubernahme des Pauschalpreises wird als De-minimis-Beihilfe gemaR De-minimis-Ver-

ordnung gewahrt.

9.4

9.5

10

10.1

10.2

10.3

10.4

Wird ein Forderungsansuchen positiv entschieden, jedoch das Kreditver-
tragsangebot vom Forderungswerber nicht angenommen, so steht der Abwick-
lungsstelle der volle Pauschalpreis gemafld Punkt 9.3 trotzdem zu. Das gilt auch
fir den Fall, dass das Férderungsansuchen negativ entschieden wird.

Fir die laufende Gestionierung von geforderten Investitionskrediten gemaf}
Punkt 7.1 hat die Abwicklungsstelle dem Forderungswerber jahrlich im Vor-
hinein einen indexierten Pauschalpreis in Rechnung zu stellen; die jeweils ak-
tuelle Hohe wird auf der Website der Abwicklungsstelle veroffentlicht.

Allgemeine Bestimmungen

Die Gewahrung von Foérderungen nach der gegenstandlichen Richtlinie erfolgt
nach Maligabe der zur Verfligung stehenden Budgetmittel.

Auf die Forderung besteht kein Rechtsanspruch.

Die Forderung wird auf Grundlage einer privatrechtlichen Vereinbarung ge-
wahrt. Die Férderungsvergabe erfolgt nach einem Punkteschema, das in An-
hang Il zu dieser Richtlinie ersichtlich ist. Alle Férderungsansuchen, die die
Mindestpunkteanzahl erreichen, werden nach den erreichten Punkten gereiht.

Die Abwicklungsstelle wird im Fall von Punkt 7.1 hinsichtlich des Investitions-
kredits im eigenen Namen und auf eigene Rechnung sowie hinsichtlich des Zin-
senzuschusses im Namen und auf Rechnung des Bundes tatig; im Fall von Punkt
7.2 im Namen und auf Rechnung des Bundes.
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11 Forderungsansuchen

11.1 Einreichung

Forderungsansuchen sind bei der Abwicklungsstelle elektronisch einzureichen (Forderpor-
tal). Die dem Forderungsansuchen beizuschlieBenden Unterlagen sind ebenfalls elektro-
nisch zur Verfligung zu stellen, wobei sich die Abwicklungsstelle vorbehalten kann, auch
Originalunterlagen einzufordern. Der Foérderungswerber ist zu verpflichten, im Férderungs-
ansuchen auch Angaben zur 6kologischen??, wirtschaftlichen und sozial-regionalen Nach-
haltigkeit zu tatigen (Nachhaltigkeits-Check).

Die Unterlagen missen vollstandig sein, um der Abwicklungsstelle eine Beurteilung des For-

derungswerbers sowie des zu férdernden Vorhabens zu ermdoglichen.

Werden die Unterlagen nicht in einer angemessenen — von der Abwicklungsstelle festzule-
genden — Frist beigebracht, kann das Férderungsansuchen nach einmaliger Mahnung ohne

weitere Verstandigung auer Evidenz genommen werden.

11.2 Angaben zu Férderungen durch andere Férderungsstellen

Der Forderungswerber ist zu verpflichten, im Férderungsansuchen vollstdndige Angaben
(Hohe der Mittel, Zweckwidmung, Forderungsgeber) tiber die ihm innerhalb der letzten drei

Jahre vor Einbringung des Férderungsansuchens gewdhrten Férderungen zu machen.

Weiters mitzuteilen sind beabsichtigte, laufende oder erledigte Ansuchen bei anderen
haushaltsfiihrenden Stellen des Bundes oder einem anderen Rechtstrager einschlieRlich an-
derer Gebietskdrperschaften und der Européischen Union, diesbeziiglich spatere Anderun-

gen sind bis zum Abschluss des Férderungsvorhabens mitzuteilen.

Die Abwicklungsstelle hat auf Grundlage dieser Angaben sowie Abfragen in der Transpa-
renzdatenbank zu prifen, ob und gegebenenfalls in welchem AusmalR eine Forderung auf-

grund der fir Kumulierungen geltenden Bestimmungen gewédhrt werden kann.

22 Die Angaben zur 6kologischen Nachhaltigkeit sind in Anlehnung an die Umweltziele gemaR Verordnung (EU)
2020/852 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 18. Juni 2020 Uber die Einrichtung eines Rahmens
zur Erleichterung nachhaltiger Investitionen und zur Anderung der Verordnung (EU) 2019/2088 (Taxonomie-
Verordnung) abzufassen.
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12

12.1

Prifung und Forderungsentscheidung

Die Abwicklungsstelle hat das Ansuchen anhand der in der gegenstédndlichen Richt-

linie festgelegten Voraussetzungen zu priifen und unter Angabe der gemall Anhang Il er-

reichten Punkte einen Prufbericht und ein Gutachten zu erstellen.

12.1

12.2

12.3

Uber Férderungen gemiR Punkt 7.1 und Punkt 7.2 entscheidet der Bundesmi-
nister flr Wirtschaft, Energie und Tourismus auf Basis des Gutachtens.

Im Falle einer positiven Entscheidung tGber das Forderungsansuchen hat die Ab-
wicklungsstelle dem Forderungswerber ein schriftliches Kreditvertragsangebot
zu Ubermitteln, in das das Férderungsangebot zu integrieren ist. Das Kreditver-
tragsangebot hat — soweit zutreffend — folgende Bestandteile aufzuweisen: Be-
zeichnung der Rechtsgrundlage; Bezeichnung der Forderungsnehmerin oder
des Forderungsnehmers mit insbesondere Geburtsdatum, Firmenbuchnum-
mer, ZVR-Zahl oder gegebenenfalls der im Erganzungsregister vergebenen Ord-
nungsnummer; Beginn und Dauer der Laufzeit der Forderung; Art und Hohe der
Forderung; genaue Beschreibung der geforderten Leistung (Forderungsgegen-
stand); forderbare und nicht férderbare Kosten; Fristen fiir die Erbringung der
geforderten Leistung sowie flr die Berichtspflichten; Auszahlungsbedingun-
gen; Kontrolle und gegebenenfalls Mitwirkung bei der Evaluierung; Bestim-
mungen Uber die Einstellung und Riickzahlung; Bestimmungen zur Datenverar-
beitung; sonstige zu vereinbarende Vertragsbestimmungen sowie besondere
Auflagen und Férderungsbedingungen, die der Eigenart der zu fordernden Leis-
tung entsprechen und (iberdies sicherstellen, dass daflir Bundesmittel nur in
dem zur Erreichung des angestrebten Erfolges unumganglich notwendigen Um-
fang eingesetzt werden. Das Kreditvertragsangebot ist vom Férderungswerber
innerhalb einer bestimmten, im Kreditvertragsangebot genannten Frist anzu-
nehmen, widrigenfalls gilt es als widerrufen.

Im Falle einer teilweisen oder ganzlichen Ablehnung eines Forderungsansu-
chens hat die Abwicklungsstelle die fiir diese Entscheidung maRgeblichen
Grinde unter Anfiihrung der entsprechenden Richtlinien-Bestimmung(en) dem
Forderungswerber schriftlich darzulegen.
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13 Auszahlung

13.1 Fir die vollstandige Auszahlung des geférderten Investitionskredites und die
Auszahlung des Nachhaltigkeitsbonus sind erforderlich:

13.1.1 das Vorliegen des durch firmenmaRige Fertigung angenommenen Kreditvertragsan-
gebotes,

13.1.2 die Erfillung aller im Kreditvertragsangebot formulierten Auflagen und Bedingungen,

13.1.3 die Vorlage eines Sachberichtes und einer Rechnungszusammenstellung, aus denen
die dem Forderungsansuchen entsprechende Durchfiihrung des (Teil-)Vorhabens
bzw. dessen Abschluss ersichtlich ist. Entsprechende Formblatter und Uploadmog-
lichkeiten (Forderportal) sind von der Abwicklungsstelle zur Verfligung zu stellen. In
die Rechnungszusammenstellung diirfen nur bezahlte Nettobetrage (d.h. nach Ab-
zug von USt, Skonti, Rabatten, Gutschriften, Bankspesen, offenen Haftriicklassen,
etc.) aufgenommen werden. Fiir den Nachhaltigkeitsbonus relevante (Teil-)Investi-
tionen sind in der Rechnungszusammenstellung zu kennzeichnen. Die Vollstandig-
keit und die Richtigkeit der Rechnungszusammenstellung sind vom Férderungsneh-
mer und seinem Finanzierungsinstitut bzw. Wirtschaftstreuhander mit bankmaRiger
bzw. firmenmaRiger Fertigung zu bestatigen.

13.1.4 Die Abwicklungsstelle hat vor vollstandiger Auszahlung des geforderten Investitions-
kredites und des Nachhaltigkeitsbonus eine risikobasierte Stichprobenprifung
durchzufiihren. Dazu hat der Férderungsnehmer der Abwicklungsstelle auf Anforde-
rung alle in der Rechnungszusammenstellung angeflihrten Original-Rechnungen,
Original-Zahlungsbelege und dazugehérige Original-Bankausziige?® vorzulegen.

13.1.5 Zusitzlich kann eine Uberpriifung der vertragsgemaRen Durchfiihrung des Vorha-
bens sowie der widmungsgemafRen Verwendung durch einen Sachverstandigen vor-
genommen werden.

13.2 Die Forderungsmittel sind zur teilweisen Abdeckung der Investitionskosten
bzw. zur Teiltilgung des Kredites zuzliglich Zinsen zu verwenden.

13.3 Zinsenzuschisse werden halbjahrlich jeweils zu den Zinsterminen 30. April
und 31. Oktober wahrend der Férderungslaufzeit in Anrechnung gebracht.

23 Rechnungen und Belege miissen grundsitzlich im Original eingereicht werden. Elektronische Rechnungen
gemaR § 11 Abs 2 UStG iVm der E-Rechnung-UStV (jeweils idgF) sowie elektronisch archivierte Rechnungen
und Belege werden vom Férderungsgeber nur dann anerkannt, wenn auf der/dem jeweiligen Rechnung/Beleg
eine eindeutige Zuordnung zum Forderungsvorhaben erfolgt. Die Rechnung hat daher einen Vermerk zu ent-
halten, wonach die gegenstandliche Leistung fiir das Forderungsprojekt erbracht worden ist. Sémtliche Rech-
nungen und Belege haben auf den Férderungsnehmer zu lauten. Dem Férderungsgeber bleibt es vorbehalten,
von dem Forderungsnehmer eine eidesstattliche Erklarung im Hinblick darauf zu verlangen, dass vom Férde-
rungsgeber zu bestimmende Rechnungen/Belege ausschlieBlich beim Férderungsgeber und bei keiner ande-
ren Forderungsstelle zur Forderung vorgelegt wurden bzw. werden.
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14 Berichtslegung und Meldepflichten

14.1 Der Forderungsnehmer hat den Jahresabschluss eines jeden Jahres der Forde-
rungs- bzw. Kreditlaufzeit — samt einem von der Abwicklungsstelle im Forder-
portal aufgelegten Fragebogen liber die Entwicklung des Unternehmens — vor-
zulegen.

14.2 Der Férderungsnehmer ist zu verpflichten, Anderungen von Angaben im Férde-
rungsansuchen vor Annahme des Kreditvertragsangebotes unverziglich und
aus eigener Initiative schriftlich anzuzeigen und seinen Mitteilungspflichten je-
weils unverziglich nachzukommen. Die Abwicklungsstelle bzw. das BMWET
kann in einem solchen Fall ein etwa bereits gelegtes Kreditvertragsangebot an-
dern oder widerrufen.

14.3 Der Forderungsnehmer ist zu verpflichten, nach Annahme des Kreditver-
tragsangebotes folgende Umstande jeweils unverziglich und aus eigener Initi-
ative schriftlich zu melden:

14.3.1 beabsichtigte Anderung der Rechtsform des Unternehmens, seine Fusion mit einem
Dritten oder sonstige Gesamt- oder Einzelrechtsnachfolge

14.3.2 den Eintritt von Einstellungs- und Riickforderungsgriinden gemaR Punkt 16

14.3.3 Entzug von Gewerbeberechtigung oder einer sonstigen Berechtigung zur Ausiibung
von selbstandigen Tatigkeiten; dies gilt auch fir den Pachter fir den Fall, dass der
Forderungsnehmer das geférderte Objekt nicht selbst betreibt

14.3.4 Ereignisse, welche die Durchfiihrung des geférderten Vorhabens verzogern oder un-
moglich machen, oder eine Abdanderung gegeniiber dem Férderungsansuchen oder
vereinbarten Auflagen oder Bedingungen erfordern wiirden

14.3.5 Anderung des Unternehmensgegenstandes

14.3.6 Verlust der KMU-Eigenschaft?*

14.3.7 Gesellschafterwechsel, sofern mehr als 25 % des Kapitals betroffen sind

14.3.8 bei Kooperationen gemiR Punkt 4.3: jede Anderung der Zusammensetzung der Ko-

operationspartner

14.4 Der Forderungsnehmer wird verpflichtet der Abwicklungsstelle folgende Un-
terlagen regelmaRig bzw. bis zu einem im Kreditvertrag festgelegten Zeitpunkt
vorzulegen:

14.4.1 Vertrage und Unterlagen, welche die Umsetzung der vorgesehenen Mallnahme(n)
belegen;

% Siehe Art 4 (2) KMU- Definition.
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14.4.2 Daten und Informationen, die die Abwicklungsstelle zur Erflllung ihrer Jahresbe-

richterstattungsverpflichtungen gegeniiber der EU gemaR Anhang Ill A der Verord-
nung (EG) Nr. 794/2004 der Kommission vom 21. April 2004 zur Durchfiihrung der
Verordnung (EG) Nr. 659/1999 des Rates Uber besondere Vorschriften fur die An-
wendung von Artikel 93 des EG-Vertrags, ABI. Nr. L 140 vom 30.4.2004, S. 1 ff, be-
notigt;

14.4.3 Daten und Informationen, die die Abwicklungsstelle zur Erfiillung ihrer Jahresbe-

richterstattungsverpflichtungen gegenliber der EU gemals Mitteilung der Kommis-
sion Uiber die Anwendung der Artikel 87 und 88 des EG-Vertrags auf staatliche Bei-
hilfen in Form von Haftungsverpflichtungen und Biirgschaften ("Birgschaftsmittei-
lung"), ABI. Nr. C 155/10 vom 20.6.2008, S. 10ff, bendtigt;

14.4.4 Daten und Informationen, die die Abwicklungsstelle bzw. das BMWET zur internen

15

15.1

15.2

15.3

Evaluierung der Richtlinien gemalR § 18 Bundeshaushaltsgesetz 2013, BGBI. | Nr.
139/2009, bendtigen.

Uberpriifung und Auskunftserteilung

Die Organe des Bundes, die Abwicklungsstelle sowie die Organe der EU behal-
ten sich vor, eine Uberpriifung der Verwendung der Férderung und des gefér-
derten Vorhabens durch seine/ihre Organe bzw. Beauftragte vorzunehmen
bzw. vornehmen zu lassen.

Der Forderungswerber bzw. Forderungsnehmer hat Organen oder Beauftrag-
ten des Bundes, der Abwicklungsstelle sowie der EU Einsicht in seine Blicher
und Belege sowie in sonstige der Uberpriifung der Durchfiihrung des Vorha-
bens dienende Unterlagen bei sich selbst oder bei Dritten und die Besichtigung
an Ort und Stelle zu gestatten oder auf deren Verlangen vorzulegen, ihnen die
erforderlichen Auskiinfte zu erteilen oder erteilen zu lassen und hierzu eine ge-
eignete Auskunftsperson bereitzustellen, wobei liber den jeweiligen Zusam-
menhang dieser Unterlagen mit dem Vorhaben das Priiforgan entscheidet.

Der Férderungswerber bzw. Forderungsnehmer hat samtliche Unterlagen tber
das geforderte Vorhaben — unter Vorbehalt einer Verlangerung durch den For-
derungsgeber in begriindeten Fallen — zehn Jahre ab dem Ende des Jahres der
Auszahlung der gesamten Forderung, bei der Gewahrung von Gelddarlehen ab
Auszahlung des Darlehens, jedenfalls aber bis zur vollstandigen Riickzahlung, in
beiden Fallen mindestens jedoch ab der Durchfiihrung der Leistung sicher und
geordnet aufzubewahren, wobei zur Aufbewahrung grundsatzlich auch geeig-
nete Bild- und Datentrager verwendet werden kdnnen, wenn die vollstandige,
geordnete, inhaltsgleiche, urschriftgetreue und tberprifbare Wiedergabe bis
zum Ablauf der Aufbewahrungsfrist jederzeit gewahrleistet ist; in diesem Falle
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hat der Foérderungswerber bzw. Férderungsnehmer auf seine Kosten alle Hilfs-
mittel zur Verfligung zu stellen, die notwendig sind, um die Blicher, Belege und
sonstigen Unterlagen lesbar zu machen und, soweit erforderlich, ohne Hilfsmit-
tel lesbare dauerhafte Wiedergaben beizubringen sowie bei Erstellung von
dauerhaften Wiedergaben, diese auf Datentragern zur Verfligung zu stellen.

15.4 Der Forderungswerber bzw. Férderungsnehmer hat bei Gewahrung eines An-
nuitaten-, Zinsen- und Kreditkostenzuschusses die von ihm betraute Kreditun-
ternehmung zu ermachtigen, den Organen oder Beauftragten des Bundes, der
Abwicklungsstelle sowie der EU alle im Zusammenhang mit der betreffenden
Forderung erforderlichen Auskiinfte, insbesondere auch Bonitadtsauskiinfte, zu
erteilen.

16 Einstellung und Riickzahlung

16.1 Vorlaufige Einstellung
16.1.1 Die Foérderung wird vorlaufig eingestellt bei

a) entgeltlicher VerduBerung des Unternehmens oder des Unternehmensteiles, der
gefordert wurde ohne vorheriger Zustimmung der Abwicklungsstelle;
b) Ubergabe des geférderten Unternehmens bzw. eines Teiles davon durch Schen-

kung ohne vorheriger Zustimmung der Abwicklungsstelle oder im Erbwege.

16.1.2 Nach Abschluss der unter den Buchstaben a) und b) genannten Vorgéange kann unter
Beachtung der Zielsetzungen der Forderungsrichtlinien die Férderung bei Fortfiih-
rung des Unternehmens Gber Ansuchen des Forderungsnehmers weiter gewahrt
werden, wenn der Kiufer bzw. Ubernehmer die Férderungsvoraussetzungen erfiillt,
eine Verpflichtungserklarung gemall Punkt 18 vorlegt und darin die Annahme der
Rechte und Verpflichtungen aus dem Forderungsvertrag bestatigt. Anderenfalls ist
die vorlaufige Einstellung eine endgliltige.

16.2 Endgiltige Einstellung und Rickzahlung

16.2.1 Der Férderungsnehmer ist zu verpflichten — unter Vorbehalt der Geltendmachung
weitergehender gesetzlicher Anspriiche, insbesondere auch einer Rickzahlungsver-
pflichtung gemal § 30b Auslanderbeschaftigungsgesetz die Férderung Gber schrift-
liche Aufforderung des Bundesministers flir Wirtschaft, Energie und Tourismus der
Abwicklungsstelle oder der Europdischen Union sofort ganz oder teilweise zuriick-
zuerstatten, wobei der Anspruch auf zugesicherte und noch nicht ausbezahlte For-
derungsmittel erlischt, wenn insbesondere:

a) die gewerberechtlichen oder sonstigen Voraussetzungen fiir die Flihrung des Un-
ternehmens wegfallen;
b) der Kredit vorzeitig fallig gestellt, riickgezahlt oder umgeschuldet wird
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c) die Fihrung des Unternehmens zu anderen als zu Zwecken des Tourismus erfolgt;

d) die Betriebstatigkeit innerhalb eines Zeitraumes von finf Jahren (beginnend mit
dem Datum des Kreditvertrages) dauerhaft eingestellt wird;

e) die KMU-Eigenschaft im Zeitpunkt der Férderungsgewahrung nicht bestand;

f) die KMU-Eigenschaft innerhalb eines Zeitraumes von finf Jahren (beginnend mit
dem Datum des Kreditvertrages) verloren geht?>;

g) beiVorliegen des Punktes 16.1 (Vorldufige Einstellung) im Falle der lit. a oder lit. b
die Forderungsvoraussetzungen durch den neuen Unternehmer nicht erfillt wer-
den;

h) Organe oder Beauftragte des Bundes oder der EU vom Férderungsnehmer iber we-
sentliche Umstande unrichtig oder unvollstandig unterrichtet worden sind;

i) vom Férderungsnehmer vorgesehene Berichte nicht erstattet oder Nachweise nicht
erbracht oder erforderliche Auskiinfte nicht erteilt worden sind, sofern in diesen
Fallen eine schriftliche, entsprechend befristete und den ausdriicklichen Hinweis
auf die Rechtsfolge der Nichtbefolgung enthaltende Mahnung erfolglos geblieben
ist, sowie sonstige vorgesehene Mitteilungen unterlassen wurden;

j) der Forderungsnehmer nicht aus eigener Initiative unverziglich — jedenfalls noch
vor einer Kontrolle oder deren Ankiindigung — Ereignisse meldet, welche die Durch-
fihrung der geforderten Leistung verzogern oder unméglich machen oder deren
Abdnderung erfordern wirde;

k) der Férderungsnehmer vorgesehene KontrollmaRnahmen, insbesondere auch eine
Transparenzportalabfrage, be- oder verhindert oder die Berechtigung zur Inan-
spruchnahme der Férderung innerhalb des fiir die Aufbewahrung der Unterlagen
vorgesehenen Zeitraumes nicht mehr Uberprifbar ist;

[) die Forderungsmittel vom Forderungsnehmer ganz oder teilweise widmungswidrig
verwendet worden sind;

m) die Leistung vom Férderungsnehmer nicht oder nicht rechtzeitig durchgefiihrt wer-
den kann oder durchgefiihrt worden ist;

n) vom Forderungsnehmer die Abtretungs-, Anweisungs- und Verpfandungs- und
sonstige Verfligungsverbote gemaR Punkt 18 nicht eingehalten wurden;

o) die Bestimmungen des Gleichbehandlungsgesetzes, BGBI. Nr. 66/2004 vom gefor-
derten Unternehmen nicht beachtet wurden;

p) dasBundes-Behindertengleichstellungsgesetz — BGStG, BGBI. | Nr. 82/2005 und ins-
besondere das Diskriminierungsverbot gemall § 7b BEinstG nicht berlicksichtigt
wird;

g) dem Forderungsnehmer obliegende PublizititsmaBnahmen beim Einsatz von EU-

Forderungsmitteln nicht durchgefihrt werden;

25 Sjehe Art 4 (2) KMU-Definition.
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r) von Organen der EU die Aussetzung und/oder Riickforderung verlangt wird;

s) sonstige Forderungsvoraussetzungen, Bedingungen oder Auflagen, insbesondere
solche, die die Erreichung des Forderungszweckes sichern sollen, oder die Mittei-
lungspflicht betreffend andere Forderungsgeber vom Férderungsnehmer nicht ein-
gehalten wurden;

t) im Falle einer Foérderung gemal Punkt 7.1 oder 7.2 das geférderte Anlagegut inner-
halb eines Zeitraumes von finf Jahren (beginnend mit dem Datum des Kreditver-
trages) aus dem Betriebsvermogen ausscheidet, oder

u) der geforderte Investitionskredit nicht binnen eines Jahres ab Annahme des Kredit-

vertragsangebotes vom Forderungsnehmer in Anspruch genommen wird.

16.2.2 Die Forderung wird endgiiltig eingestellt, wenn ein Rlickzahlungsgrund gemal Punkt
16.2.1 eintritt. Anstelle der ganzlichen Riickforderung gemafd Punkt 16.2.1 kann die
Einstellung oder Riickzahlung bloR teilweise bzw. innerhalb der Behaltefrist aliquot?®
erfolgen, wenn die vom Férderungsnehmer tibernommenen Verpflichtungen teilbar
sind und die durchgefiihrte Teilleistung fiir sich allein forderungswiirdig ist, kein Ver-
schulden des Forderungsnehmers am Rickforderungsgrund vorliegt und die Auf-
rechterhaltung der Forderung fir das BMWET weiterhin zumutbar ist.

16.3 Sofern die Leistung ohne Verschulden des Forderungsnehmers nur teilweise
durchgefiihrt werden kann oder worden ist, kann das BMWET vom Erléschen
des Anspruchs und von der Rickzahlung der auf die durchgefiihrte Teilleistung
entfallenden Forderungsmittel Abstand nehmen, wenn die durchgefihrte Teil-
leistung fir sich allein forderungswirdig ist.

16.4 Eserfolgt eine Verzinsung des Riickzahlungsbetrages vom Tage der Auszahlung
der Forderung an mit 4 vH pro Jahr unter Anwendung der Zinseszinsmethode.
Liegen diese Zinssatze unter dem von der EU fur Rickforderungen festgelegten
Zinssatz, ist dieser heranzuziehen. Flr den Fall eines Verzuges bei der Riickzah-
lung der Forderung sind Verzugszinsen im Ausmal} von 9,2 Prozentpunkten
Uber dem jeweils geltenden Basiszinssatz pro Jahr ab Eintritt des Verzuges zu
vereinbaren. Der Basiszinssatz, der am ersten Kalendertag eines Halbjahres gilt,
ist flir das jeweilige Halbjahr malRgebend.

16.5 Weiters gilt:

16.5.1 Die ausbezahlten Forderungsmittel gemaR Punkt 7.1 und 7.2 sind riickzufordern,
wenn das geforderte Anlagegut innerhalb eines Zeitraumes von finf Jahren (begin-
nend mit dem Datum des Kreditvertrages) aus dem Betriebsvermogen ausscheidet.

16.5.2 Die Entscheidung Uber die Einstellung und Rickforderung von Férderungen bereits

26 Dje Berechnung erfolgt analog zur linearen Absetzung fir Abnutzung (AfA) gemiR § 7 Einkommensteuerge-
setz 1988 — EStG 1988, auf die richtliniengemale Behaltefrist von finf Jahren.
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16.5.3

ausbezahlter Forderungsmittel trifft der Bundesminister fir Wirtschaft, Energie und

Tourismus. Die Entscheidung liber die gdnzliche oder teilweise Abstandnahme von

Rickforderungen trifft der Bundesminister fir Wirtschaft, Energie und Tourismus
nach Maf3gabe der haushaltsrechtlichen Vorschriften.

Soweit die Abwicklungsstelle im Namen und auf Rechnung des Bundes agiert, erfolgt
nach erfolgloser Mahnung durch die Abwicklungsstelle die gerichtliche Geltendma-
chung von Riickforderungsanspriichen im Wege der Finanzprokuratur.

17 Datenschutz

17.1 Der Forderungswerber bzw. —nehmer hat zur Kenntnis zu nehmen, dass er der
Abwicklungsstelle folgende Unterlagen bis zu einem im Kreditvertrag festge-
legten Zeitpunkt bzw. laufend beizubringen hat:

17.1.1

17.1.2

Daten und Informationen, die die Abwicklungsstelle zur Erfillung ihrer Jahresbe-
richterstattungsverpflichtungen gegeniiber der EU gemaR Anhang Ill A der Verord-
nung (EG) Nr. 794/2004 der Kommission vom 21. April 2004 zur Durchfiihrung der
Verordnung (EG) Nr. 659/1999 des Rates Uber besondere Vorschriften fir die An-
wendung von Artikel 93 des EG-Vertrags, ABI. Nr. L 140 vom 30.4.2004, S. 1 ff, be-
notigt.

Daten und Informationen, die die Abwicklungsstelle bzw. das BMWET zur internen
Evaluierung der Richtlinien gemaR § 18 Bundeshaushaltsgesetz 2013 BGBI. | Nr.
139/2009, benotigt.

17.2 Der Forderungswerber bzw. —nehmer hat weiters zur Kenntnis zu nehmen, dass

17.2.1

17.2.2

das BMWET und die Abwicklungsstelle berechtigt sind, die im Zusammenhang mit
der Anbahnung und Abwicklung des Vertrages anfallenden personenbezogenen Da-
ten zu verarbeiten, wenn dies fiir den Abschluss und die Abwicklung des Vertrages
(Art 6. Abs. 1 lit. b DSGVO), fiir Kontrollzwecke und fir die Wahrnehmung einer der
Abwicklungsstelle (gesetzlich) Ubertragenen Aufgabe, die im 6ffentlichen Interesse
liegt (Art. 6 Abs. 1 lit. e DSGVO), zur Erflllung einer rechtlichen Verpflichtung (Art. 6
Abs. 1 lit. ¢ DSGVO) oder sonst zur Wahrung der berechtigten Interessen des Ver-
antwortlichen oder eines Dritten (Art. 6 Abs. 1 lit. f DSGVO) erforderlich ist;

das BMWET und die Abwicklungsstelle die fir die Beurteilung des Vorliegens der
Forderungsvoraussetzungen erforderlichen personenbezogenen Daten (iber die
vom Forderungswerber bzw. -nehmer selbst erteilten Auskiinfte hinaus auch durch
Rickfragen bei den in Betracht kommenden anderen Organen des Bundes (insbe-
sondere beim Bundesministerium fiir Finanzen) oder bei einem anderen Rechtstra-
ger, der einschlagige Forderungen zuerkennt oder abwickelt, oder bei sonstigen
Dritten erheben oder an diese libermitteln kénnen, wobei diese wiederum berech-
tigt sind, die fur die Anfrage erforderlichen personenbezogenen Daten zu verarbei-
ten und Auskunft zu erteilen;

Forderung von Investitionen im Tourismus (Tourismus-Investitions-Richtlinie) 26 von 45



17.2.3

17.2.4

17.2.5

17.2.6

17.2.7

das BMWET und die Abwicklungsstelle zur Vornahme von Mitteilungen in die Trans-
parenzdatenbank verpflichtet sind und berechtigt sind, Transparenzportalabfragen
gemaRk § 32 Abs. 5 TDBG 2012 durchzufiihren;

es im Rahmen der Datenverarbeitungen dazu kommen kann, dass personenbezo-
gene Daten insbesondere an Organe und Beauftragte des Bundes (insbesondere ge-
maRk §§ 57 bis 61 und 47 des Bundeshaushaltsgesetzes 2013, BGBI. | Nr. 139/2009,
sowie § 14 der ARR 2014, des Rechnungshofes (insbesondere gemaR § 3 Abs. 2, § 4
Abs. 1 und § 13 Abs. 3 des Rechnungshofgesetzes 1948), sowie Organen und Einrich-
tungen der Europdischen Union nach den europarechtlichen Bestimmungen liber-
mittelt oder offengelegt werden missen, wobei die Rechtsgrundlage dafiir jeweils
die Erfillung einer rechtlichen Verpflichtung (Art. 6 Abs. 1 lit. c DSGVO) oder die
Wahrnehmung einer Aufgabe im offentlichen Interesse ist (Art. 6 Abs. 1 lit. e
DSGVO);

die Verarbeitungen ausschlieRlich fiir Zwecke des Abschlusses und der Abwicklung
des Vertrages, fur Kontrollzwecke, sowie fir Monitorings- und Evaluierungszwecke
vorzunehmen sind;

Daten und Auskiinfte, insbesondere betreffend Vermoégen, Verbindlichkeiten und
Liquiditat, Gber den Forderungswerber bzw. -nehmer und das Unternehmen bei
Dritten einholen bzw. einholen lassen sowie bei Mehrfachforderungen die in Be-
tracht kommenden und bei Insolvenzverfahren die gesetzlich vorgesehenen Stellen
verstandigen.

das BMWET verpflichtet sein kann, Informationen von allgemeinem Interesse ge-
mafk Art. 22a Abs. 1 B-VG sowie Informationen nach den Bestimmungen des Bun-
desgesetzes Uiber den Zugang zu Informationen (Informationsfreiheitsgesetz — IFG),
BGBI. | Nr. 5/2024, zu veroffentlichen oder Zugang zu diesen zu gewahren. Der For-
derungsnehmer hat dem BMWET allfillige Griinde gemaR § 6 IFG unverziglich zu
melden, die aus seiner Sicht gegen eine Veroffentlichung oder sonstige Preisgabe
einer bestimmten Information nach den Bestimmungen des IFG sprechen kdénnten
(wie insbesondere Berufs-, Geschéafts- und Betriebsgeheimnisse).

18 Verpflichtungserklarung

Eine Erklarung des Forderungsnehmers tiber die Kenntnisnahme der Bestimmungen aller in

der Forderungsrichtlinie angefiihrten Punkte und der sich daraus fiir ihn ergebenden Ver-

pflichtungen sowie liber die Kenntnisnahme, dass Férderungen nur jenen Unternehmungen
gewahrt werden, die das Gleichbehandlungsgesetz, BGBI. | Nr. 66/2004 und das Bundes-
Behindertengleichstellungsgesetz, BGBI. | Nr. 82/2005, beachten, ist ebenso in das Kredit-

vertragsangebot aufzunehmen wie das Verbot tiber den Anspruch aus der gewahrten For-

derung durch Abtretung, Anweisung oder Verpfandung noch auf andere Weise zu verfiigen.
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19 Haftungsausschluss

Die Abwicklungsstelle hat dem Forderungswerber nachweislich zur Kenntnis zu bringen,
dass das BMWET und die Abwicklungsstelle jegliche verschuldensabhingige oder verschul-
dens-unabhangige Haftung, einschlieRlich der Sachverstandigenhaftung gemall § 1299 und
§ 1300 ABGB, fir ihre Tatigkeiten im Zusammenhang mit FérderungsmalBnahmen - insbe-
sondere fir wirtschaftliche und rechtliche Empfehlungen - ausschlieBen, soweit dem nicht

zwingende gesetzliche Vorschriften entgegenstehen.

20 Gerichtsstand

Soweit gesetzlich zuldssig, ist eine Vereinbarung, der zufolge sich der Férderungsnehmer in
allen Streitigkeiten aus der Gewdhrung einer Forderung der Gerichtsbarkeit jenes sachlich
zustandigen Gerichts, das flir den 1. Wiener Gemeindebezirk ortlich zustdndig ist, unter-
wirft, es dem BMWET und der Abwicklungsstelle jedoch vorbehalten bleibt, ihn auch an
seinem allgemeinen Gerichtsstand zu belangen, in das Kreditvertragsangebot aufzuneh-

men.

21 Geltungsdauer

Diese Richtlinienfassung tritt mit 31. Marz 2026 in Kraft und gilt bis 30. Juni 2028. Forde-
rungsansuchen, die bei der Abwicklungsstelle bis 30. Marz 2026 einlangen, sind nach dieser
Richtlinie in der Fassung vom 3. April 2024 zu behandeln. Férderungsansuchen, die ab 31.
Marz 2026 einlangen, sind gemal der aktuellen Fassung vom 31. Marz 2026 zu prifen und
kénnen bis 31. Dezember 2027 eingebracht werden. Uber diese muss bis spitestens 30.
Juni 2028 entschieden werden. Die weitere Abwicklung der Forderungen bleibt vom Aufer-

krafttreten der Richtlinie unberiihrt.
Anhang | — KMU Definition
Anhang Il — Nachhaltigkeitsbonus

Anhang lll — Punkteschema
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MaRBnahmenschwerpunkt I: Griiner Tourismuskredit

Die Bestimmungen des allgemeinen Richtlinienteils gelten nur insoweit, als sie den Bestim-
mungen des MalBnahmenschwerpunkts | nicht entgegenstehen und dariiber hinaus vom

Ziel und Zweck dieses MalRnahmenschwerpunktes umfasst sind.

Die Bestimmungen des allgemeinen Richtlinienteils gelten, sofern der MaRnahmenschwer-

punkt | keine speziellen Regelungen enthalt.

1. Zielsetzung

Mit dem gegenstandlichen MaRRnahmenschwerpunkt soll die Transformation des Tourismus
in Richtung Nachhaltigkeit durch die Bereitstellung ,, Griiner Tourismuskredite” weiter for-
ciert werden. Als zusatzlicher Investitionsanreiz soll bei Erfiillung der Voraussetzungen fiir
den Nachhaltigkeitsbonus Okologie der Zinsenzuschuss des Bundes auf maximal 3 % p.a.

erhoht werden.

2. Besondere sachliche Voraussetzungen

Das Projekt muss neben den sachlichen Voraussetzungen gemals Punkt 5 des allgemeinen
Teils auch die Voraussetzungen gemafld Punkt 7.2 in Verbindung mit Anhang Il Punkt 1
(Nachhaltigkeitsbonus Okologie) erfiillen.

3. Artund Hohe

Abweichend von Punkt 7.1 besteht die Foérderung im gegenstdndlichen MaRnahmen-
schwerpunkt in der Gewahrung eines bundesseitigen Zinsenzuschusses, der fiir Investiti-
onskredite der Abwicklungsstelle gewahrt wird und maximal 3 % p.a. betragt. Griine Kredite
kénnen unter Beachtung der im Punkt 8.1 festgelegten Quoten fir Investitionen ab forder-
baren Kosten von mindestens EUR 100.000,00 bis zu einem Kreditbetrag von EUR 1 Mio.

gewdahrt werden.
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Anhang I: KMU Definition
1. Allgemeines

Im Mai 2003 wurde von der Europdischen Kommission die neue KMU-Definition im Amts-
blatt veroffentlicht (ABI. Nr. L 124 vom 20.5.2003, S. 36 ff), die nachfolgend zusammenge-
fasst wiedergegeben wird. Diese KMU-Definition tritt per 1. Janner 2005 in Kraft und ersetzt

jene aus dem Jahr 1996.

2. Unternehmensdefinition

Als Unternehmen gilt jede Einheit - unabhangig von ihrer Rechtsform -, die eine wirtschaft-
liche Tatigkeit austibt. Damit gelten auch Einpersonen-, Familien- und Handwerksbetriebe

sowie Vereinigungen oder Personengesellschaften als Unternehmen, wenn sie regelmalig

einer wirtschaftlichen Tatigkeit nachgehen.
3. Kleine und mittlere Unternehmen (KMU)

Als KMU koénnen nur jene Unternehmen eingestuft werden, die weder die Schwellenwerte

fiir die Mitarbeiterzahl noch jene fiir Umsatz oder Bilanzsumme (iberschreiten.
Fiir die Berechnung der Schwellenwerte sind die Werte auf Jahresbasis gemal letztem Jah-
resabschluss ausschlaggebend. Bei Neugriindungen ist der Wert fiir das Wirtschaftsjahr zu

schatzen.

Ein Verlust/Erhalt des Status ,,KMU“ muss/kann erst beriicksichtigt werden, wenn die Uber-

schreitung/Unterschreitung in zwei aufeinanderfolgenden Wirtschaftsjahren eintritt.

4. Schwellenwerte fiir Beschaftigte

Kleinstunternehmen: weniger als 10 Personen
Kleine Unternehmen: wenigerals 50 Personen
Mittlere Unternehmen: weniger als 250 Personen
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Folgende Personen sind einzubeziehen:

4.1 alle Personen, die entweder beim Unternehmen angestellt sind oder die auf Rech-
nung des Unternehmens fiir das Unternehmen (z. B. auf Leasing-/ Werkvertragsbasis

oder als freie Mitarbeiter) tatig sind;
4.2 Teilzeit- und Saisonbeschéftigte sind anteilsmaRig zu berlicksichtigen;

4.3 mitarbeitende Eigentiimer und Teilhaber (letztere nur, wenn sie regelmalig gegen
Entlohnung mitarbeiten) sind voll/anteilsmaRig (je nach AusmaR der Mitarbeit) zu be-

ricksichtigen;

4.4 Personen in Karenz, in Freistellung, in beruflicher Ausbildung stehend (Lehrlinge, Stu-

denten, etc.), missen nicht berlicksichtigt werden.

5. Schwellenwerte fiir Umsatz sowie Jahresbilanzsumme

5.1 Kleinstunternehmen: max. EUR 2 Mio. Umsatz oder max. EUR 2 Mio. Bilanzsumme

5.2 Kleine Unternehmen: max. EUR 10 Mio. Umsatz oder max. EUR 10 Mio. Bilanz-

summe

5.3 Mittlere Unternehmen: max. EUR 50 Mio. Umsatz oder max. EUR 43 Mio. Bilanz-

summe

6. Unternehmenstypen

GemaR neuer KMU-Definition wird zwischen drei Unternehmenstypen unterschieden. Die
Unterscheidung erfolgt im Allgemeinen je nach Art der Beziehung(en) zu anderen Unter-
nehmen hinsichtlich der Kapitalbeteiligung, der Kontrolle von Stimmrechten oder des

Rechts zur Ausiibung eines beherrschenden Einflusses.

Je nach Unternehmenstyp ist bei der Ermittlung der Schwellenwerte in Bezug auf Beschaf-

tigte und Umsatz/Bilanzsumme differenziert vorzugehen.

6.1 ,Eigenstandiges” Unternehmen

Als ,eigenstdandig” gilt jedes Unternehmen, das nicht als ,,Partnerunternehmen” oder als

yverbundenes Unternehmen” (siehe nachfolgende Ausfiihrungen) eingestuft werden muss.
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6.2 ,Partnerunternehmen”

Als ,Partnerunternehmen” gelten alle Unternehmen, die nicht als ,verbundene Unterneh-
men“ (siehe nachfolgende Ausfiihrungen) eingestuft werden miissen und zwischen denen

folgende Beziehung besteht:

Ein Unternehmen hilt - alleine oder gemeinsam mit einem/mehreren ,,verbundenen” Un-
ternehmen - 25 % oder mehr des Kapitals oder der Stimmrechte eines anderen Unterneh-

mens.

Das bedeutet: ein Unternehmen (Férderungswerber) gilt als ,,Partnerunternehmen®, wenn

6.2.1 es einen Anteil zwischen 25 % und weniger als 50 % an einem anderen Unterneh-

men halt;

6.2.2 ein anderes Unternehmen einen Anteil zwischen 25 % und weniger als 50 % am

Unternehmen (Forderungswerber) halt;

6.2.3 es weder selbst einen konsolidierten Jahresabschluss erstellt noch durch Konsoli-

dierung in den Jahresabschluss eines anderen Unternehmens einbezogen wird.

6.2.4 Ausnahmeregelung:

Ein Unternehmen gilt jedoch weiterhin als ,eigenstandig” - auch wenn der Schwellenwert
von 25 % erreicht oder Giberschritten wird -, sofern sich nachfolgende Investoren am Unter-
nehmen beteiligen (unter der Bedingung, dass diese Investoren weder einzeln noch ge-

meinsam mit dem betroffenen Unternehmen ,verbunden sind):

6.2.5 Staatliche Beteiligungsgesellschaften, Risikokapitalgesellschaften, natirliche Perso-
nen bzw. Gruppen natlrlicher Personen, die regelmaRig im Bereich der Risikokapi-
talinvestition tatig sind (,,Business Angels”) und die Eigenmittel in nicht borsenno-
tierte Unternehmen investieren, sofern der Gesamtbetrag der Investition der ge-
nannten ,Business Angels” in ein und dasselbe Unternehmen EUR 1,25 Mio. nicht

Uberschreitet;
6.2.6 Universitdaten oder Forschungszentren ohne Gewinnzweck;
6.2.7 Institutionelle Anleger einschlieBlich regionaler Entwicklungsfonds;

6.2.8 Autonome Gebietskdrperschaften mit einem Jahreshaushalt von weniger als EUR

10 Mio. und weniger als 5.000 Einwohnern.

6.3 ,Verbundene Unternehmen”
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Als ,verbundene Unternehmen” gelten alle Unternehmen, die zueinander in einer der fol-

genden Beziehung stehen:

Ein Unternehmen halt die Mehrheit der Stimmrechte an einem anderen Unternehmen.

6.3.1 Ein Unternehmen ist berechtigt, die Mehrheit der Mitglieder des Verwaltungs-, Lei-
tungs- oder Aufsichtsgremiums eines anderen Unternehmens zu bestellen oder ab-

zuberufen.

6.3.2 Ein Unternehmen ist gemall einem mit einem anderen Unternehmen abgeschlos-
senen Vertrag oder aufgrund einer Klausel in dessen Satzung berechtigt, einen be-

herrschenden Einfluss auf dieses Unternehmen auszuiiben.

6.3.3 Ein Unternehmen, das Aktionadr/Gesellschafter eines anderen Unternehmens ist,
Ubt gemaR einer mit anderen Aktionaren/Gesellschaftern dieses anderen Unter-
nehmens getroffenen Vereinbarung die alleinige Kontrolle Giber die Mehrheit der

Stimmrechte von dessen Aktiondren/ Gesellschaftern aus.

6.3.4 Unternehmen, die durch ein oder mehrere andere Unternehmen, oder einem In-
vestor gemaR Punkt 2 ,Partnerunternehmen®, untereinander in einer der oben an-
gefiihrten Beziehungen stehen (beherrschender Einfluss), gelten ebenfalls als ,,ver-

bunden”.

Fiir die unter Punkt 6.2 ,Partnerunternehmen” angefiihrten Investoren besteht die wider-
legbare Vermutung, dass sie keinen beherrschenden Einfluss ausiiben (sofern sie sich nicht
direkt oder indirekt in die Verwaltung einmischen), weshalb sie nicht von vornherein als

,verbunden” eingestuft werden.

Unternehmen, die durch eine natiirliche Person oder eine gemeinsam handelnde Gruppe
natirlicher Personen miteinander in einer der oben angefiihrten Beziehungen stehen (be-
herrschender Einfluss), gelten gleichermalien als ,,verbundene” Unternehmen, wenn diese
Unternehmen ganz oder teilweise in demselben Markt oder in benachbarten Markten tatig
sind. Als benachbarter Markt gilt der Markt fiir ein Produkt/eine Dienstleistung, der dem

betreffenden Markt unmittelbar vor- oder nachgeschaltet ist.

Betreffend der Beteiligung von o6ffentlichen Stellen und Korperschaften des offentlichen
Rechts gilt: AuRer in den unter Punkt 2 ,Partnerunter-nehmen” genannten Ausnahmerege-
lungen kann ein Unternehmen nicht als KMU angesehen werden, wenn 25 % oder mehr
seines Kapitals/seiner Stimmrechte direkt oder indirekt von einer/mehreren 6ffentlichen
Stellen oder Korperschaften des offentlichen Rechts einzeln oder gemeinsam kontrolliert

werden.
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7. Ermittlung der Werte fiir Mitarbeiter, Umsatz und Bilanzsumme

7.1 ,Eigenstandige” Unternehmen:

Sowohl die Finanzdaten als auch die Mitarbeiterzahlen sind ausschlielich auf der Grund-

lage der Jahresabschliisse des Unternehmens (Férderungswerber) zu erstellen.

7.2 ,Partnerunternehmen” und ,verbundene Unternehmen*:

Die Finanzdaten als auch die Mitarbeiterzahlen sind auf der Grundlage der Jahresabschliisse
und sonstiger Daten des Unternehmens (Forderungswerber) zu erstellen bzw. - sofern vor-
handen - anhand der konsolidierten Jahresabschllisse des Unternehmens selbst bzw. der

konsolidierten Jahresabschliisse, in die das Unternehmen durch Konsolidierung eingeht.

Zu diesen Daten des Unternehmens selbst werden die Daten eventuell vorhandener ,Part-
nerunternehmen®, die diesem unmittelbar vor- oder nachgelagert sind, hinzugerechnet.
Die Anrechnung erfolgt proportional zum Anteil der Beteiligung am Kapital oder an den
Stimmrechten, wobei der hohere dieser beiden Anteile zugrunde zu legen ist. Bei wechsel-

seitiger Kapitalbeteiligung ist ebenfalls der hohere dieser Anteile heranzuziehen.

Zu diesen vorhin genannten Daten sind zudem noch die Daten jener Unternehmen, die mit
den betroffenen Unternehmen ,verbunden” sind, zu 100 % zu addieren, falls diese in den
konsolidierten Jahresabschlissen noch nicht bertcksichtigt worden sind.

Falls die Mitarbeiterzahl eines bestimmten Unternehmens in den konsolidierten Jahresab-
schlissen nicht ausgewiesen ist, ist die Mitarbeiterzahl des Unternehmens zu berechnen.

Dazu sind die Daten der "Partnerunternehmen" anteilsmaRig und jene der ,verbundenen

Unternehmen® zu 100 % hinzuzurechnen.

8. Maximale Forderintensitaten

Es gelten weiterhin dieselben Obergrenzen wie bisher, diese sind:

8.1 maximal 20 % bei Kleinstunternehmen und kleinen Unternehmen sowie

8.2 maximal 10 % bei mittleren Unternehmen.
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Anhang II: Nachhaltigkeitsbonus

Fiir die Gewdhrung eines Nachhaltigkeitsbonus miissen lber die Allgemeinen Bestimmun-
gen der Tourismus-Investitions-Richtlinie hinaus die nachstehenden besonderen Vorausset-

zungen erfillt sein.

Eine nachhaltigkeitsrelevante (Teil-)Investition muss mindestens eine forderbare Mal-
nahme gemaR Punkt 1.1 bis 1.3 umfassen. Art und Hohe der nachhaltigkeitsrelevanten (Teil)

Investition sind im Zuge der Einreichung darzulegen.
1. Nachhaltigkeitsbonus Okologie

Der Nachhaltigkeitsbonus Okologie kann fiir die Umsetzung von MaRnahmen in den Teilbe-
reichen Energie, Ressourcen oder Emissionen gewdhrt werden. Ebenso werden Malinah-

men berlicksichtigt, die zur Erlangung eines Zertifikats oder Standards fihren.

1.1 Energie

1.1.1 Malnahmen, die zur Reduktion des Energieverbrauchs bzw. zur Steigerung der
Energieeffizienz fihren wie Dammung der untersten und/oder obersten GeschoR-
decke, Fenstertausch, gesamthafte thermische Sanierung, aulenliegende Ver-
schattungssysteme zur Reduzierung des Kiihlbedarfs des Gebaudes, Sanierung des
Heizsystems (Umstieg auf erneuerbare Energietrager, Anschluss an Fernwarmesys-

tem), Einsatz energieeffizienter Gerate bzw. weitere MalRnahmen

1.1.2 Errichtung bzw. Einbau von klimaneutralen Heizungs-, Kiihlungs-, Be- und Entlif-
tungssystemen mit hohem Standard oder Heiz- und Kihlsystemen mittels wasser-

fihrender Rohrleitungen
1.1.3 Anschaffung bzw. Einbau energieeffizienter Gerate oder Beleuchtung

1.1.4 Errichtung von Anlagen, die Solarenergie, Biomasse/Biomassefernwarme oder Ab-

warme/Fernwarme nutzen

1.1.5 Sonstige Mallnahmen zur Steigerung der Energieeffizienz, zur Erlangung des Um-
weltzeichens oder einer Auszeichnung mit vergleichbarem Standard
Fiir alle gesetzten MaRnahmen gemaR Punkt 1.1.1 gilt, dass der Nachhaltigkeitsbonus Oko-

logie nur zur Auszahlung gelangt, wenn
a) die MalRnahmen zur Erreichung einer hoheren Bewertung in einer oder mehreren

Kategorien des Energieausweises (spezifischer Heizwarmebedarf, Primarenergie-

bedarf, Kohlendioxidemissionen, Gesamtenergieeffizienz-Faktor) flihren, wobei
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nach Investition mindestens die Bewertung ,,C“in allen Kategorien erreicht werden
muss, oder

b) der Vergleich der Energieausweise vor und nach Investition eine Verbesserung von
30 % hinsichtlich des Primarenergiebedarfes bezogen auf die Kubatur vor und nach

Investition ergibt.
1.2 Ressourcen
1.2.1 Entsiegelungsmallnahmen am Investitionsstandort, die mehr als 10 m2 betreffen

1.2.2 Daécher- und Fassadenbegriinung durch nichtinvasive Pflanzenarten (Schutz vor

Fassadeniberhitzung), die mehr als 10 m2 betreffen

1.2.3 Anschaffung und Einbau wassersparender Armaturen, die Voraussetzungen der Ta-

xonomie-Verordnung erfiillen

1.2.4 Ausstattung von vorhandenen PKW-Stellplatzen sowie Stellplatzen fir Motor- und

Fahrrader mit E-Ladestationen
1.2.5 Errichtung von Anlagen zur Sammlung von Niederschlagswassern
1.2.6 Errichtung von Anlagen zur Abfallvermeidung bzw. Abfallreduktion

1.2.7 sonstige MaBBnahmen, die zu einer Reduktion des Ressourcenverbrauchs (z. B. Roh-

stoffbedarf, Wasser) bzw. zu einer Steigerung der Ressourceneffizienz fihren
1.3 Emissionen
1.3.1 Wohnraumliftung Gber Schalldammlifter

1.3.2 sonstige MaBBnahmen, die beim Vergleich der Energieausweise vor und nach Inves-

tition zu einer Reduktion der Kohlendioxidemissionen von min. 25 % fiihren

1.3.3 Investitionen die ursachlich zur Erlangung eines der folgenden Zertifikate bzw.
Standards dienen:
a) Qualitatsstufe ,klima.aktiv silber" des jeweiligen klima.aktiv Gebdudestandards
bzw. eines vergleichbaren Standards bei den Investitionsschwerpunkten 5.2.1 bis
5.2.5 sowie 5.2.7
b) Qualitatsstufe , klima.aktiv gold“ des jeweiligen klima.aktiv Gebdudestandards bzw.

eines vergleichbaren Standards bei Investitionsschwerpunkt 5.2.6

2. Nachhaltigkeitsbonus Mitarbeiter und Regionen

Der Nachhaltigkeitsbonus Mitarbeiter und Regionen kann fir die Umsetzung folgender

MaBnahmen gewahrt werden:

2.1 Errichtung von Unterkiinften und sonstigen Einrichtungen fir Mitarbeiter
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2.2 Errichtung von Einrichtungen zur Betreuung von Kindern von Mitarbeitern
2.3 Reaktivierung von Leerstand?’ fiir betriebliche Zwecke

2.4 Umsetzung von Investitionsprojekten im Rahmen einer Kooperation gem. Punkt 4.3,

die auch einen Mehrwert fiir die lokale Bevolkerung stiften

3. Nachhaltigkeitsbonus Wirtschaft und Digitalisierung

Der Nachhaltigkeitsbonus Wirtschaft und Digitalisierung kann fir die Umsetzung folgender

MaBnahmen gewahrt werden:

3.1 Investitionen im Zuge von Betriebslibernahmen

Darunter fallen Modernisierungsarbeiten sowie bauliche Investitionen, welche innerhalb
von drei Jahren nach Betriebslibernahme erfolgen und in der Bilanz des Fordernehmers ak-
tiviert werden missen. Ubernehmer miissen die persdnlichen Voraussetzungen gemaR
Richtlinie des Bundesministers flr Wirtschaft, Energie und Tourismus zur Férderung von

Jungunternehmern erfiillen.

3.2 DigitalisierungsmafRnahmen

Aktivierungsfahige Investitionen in Hard- und Software zur Digitalisierung von Geschafts-
modellen und Prozessen, zur Verbesserung der IT- und Cybersecurity, fir die digitale Trans-
formation von Verkaufs- und Vertriebsprozessen oder zur Nutzung der digitalen Verwaltung

und dhnlichen MaRnahmen.

27 Unter Leerstand sind Gebdude zu verstehen, die nicht, gering oder nicht ihrem Potential entsprechend ge-
nutzt werden, da die urspriingliche Nutzung zu Erwerbs- oder Wohnzwecken vor mehr als 12 Monaten aufge-
geben wurde. Durch ihre Reaktivierung (Ankauf gem. Punkt 6.2.4 lit. a und b, Sanierung, Umbau, Abbruch,
Neuerrichtung) muss neben dem Vorteil fir den Férderungsnehmer auch ein Mehrwert fiir die Umgebung/das
Umfeld geschaffen werden. Die bloRe Reaktivierung von Nebengebduden ist nicht forderbar.
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Anhang lll: Punkteschema

Anhang lll ist auf der Website der Abwicklungsstelle zu veroffentlichen. Die Bewertung er-
folgt durch die Abwicklungsstelle im Zuge der Erstellung des Priifberichtes und des Gutach-
tens gemal Punkt 12.1. Damit ein Vorhaben gefoérdert werden kann, missen bei den per-
sonlichen Forderungsvoraussetzungen 35 Punkte und bei den sachlichen Férderungsvo-
raussetzungen 44 Punkte erreicht werden. 79 Punkte stellen gleichzeitig die zu erreichende
Mindestpunkteanzahl dar. Im Nachhaltigkeitsbonus kdonnen dartber hinaus bis zu 21

Punkte erreicht werden.

Punkteschema (Anhang lll) zur Tourismus-Investitions-Richtlinie

Erlduterungen:

Auszufiillende Felder sind hellgriin hinterlegt

JA=X; NEIN=leer

Betradge sind ohne Leerzeichen oder Punkte
anzugeben

Ein Gesamtprojekt kann mehrere Investitions-
schwerpunkte (Punkt 2.2) umfassen. Ein- und
dieselben Kosten miissen jedoch eindeutig zu-
geordnet werden.

Eine nachhaltigkeitsrelevante (Teil-)Investition
kann mehrere forderbare MaBnahmen (Punkt
3.2) umfassen. Ein- und dieselben Kosten miis-
sen jedoch eindeutig zugeordnet werden.

Das Punkteschema wird zu Informationszwe-
cken veroffentlicht; die inhaltliche Beurteilung
obliegt der Abwicklungsstelle.
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Personliche Voraussetzungen

1 Forderungswerber/in (JA=X) | Faktor Punkte

1.1. | Der Férderungswerber erfiillt zum Zeitpunkt 5
der Antragstellung bzw. bei der Genehmigung
die Voraussetzungen als (nur eine Auswahl)

1.1.1 | KMU der Tourismus- und Freizeitwirtschaft ge-
maR 4.1 der Tourismus-Investitions-Richtlinie

1.1.2 | Errichter gemaR Punkt 4.2 der Tourismus-In-
vestitions-Richtlinie

1.1.3 | Kooperation gemals Punkt 4.3 der Tourismus-
Investitions-Richtlinie

1.1.4 | Unternehmen, das die Errichtung oder Erwei-
terung touristischer Infrastruktur gemafl Punkt
4.4 der Tourismus-Investitions-Richtlinie beab-
sichtigt.

1.2 Der Forderungswerber erfiillt kumulativ fol- 5
gende Voraussetzungen:

1.2.1 | Der Forderungswerber ist sachlich kreditfahig
und personlich kreditwirdig. Das Unterneh-
men ist existenz- und wettbewerbsfahig
(Punkt 4.5).

1.2.2 | Finanzierung wird soweit wie moglich abgesi-
chert (Punkt 4.6).

1.2.3 | Betriebliches Rechnungswesen ist geordnet
und erméglicht jederzeit eine Uberpriifung des
Umsatzes sowie der Vermdgens- und Ertrags-
verhaltnisse (Punkt 4.7).

1.2.4 | Beim Forderungswerber handelt es sich nicht
um ein Unternehmen in Schwierigkeiten iSd
AGVO (Punkt 4.8).

1.2.5 | Im Ansuchenszeitpunkt darf kein Restrukturie-
rungsverfahren gemaR Restrukturierungsord-
nung laufen (Punkt 4.9).

1.2.6 | Beim Forderungswerber handelt es sich nicht
um eine Gebietskorperschaft oder um ein Un-
ternehmen, das die Anforderungen der KMU-
Definition nicht erfillt (Punkt 4.10).

Summe
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Sachliche Voraussetzungen

2

Forderobjekt

(JA=X)

Faktor

Punkte

2.1

Das Vorhaben erfiillt kumulativ folgende Vo-
raussetzungen:

2111

Die Durchfiihrung des Vorhabens ist unter Ein-
rechnung der Forderung finanziell gesichert
und es liegt ein schliissiges Unternehmens-
konzept vor, das einen nachhaltigen Unter-
nehmenserfolg erwarten lasst (Punkt 5.1.1).

2.1.2

Der geforderte Betrieb stellt Informationen
zur Anreise mit 6ffentlichen Verkehrsmitteln
bereit bzw. wird diese bereitstellen (Punkt
5.1.2).

2.1.3

Der geforderte Betrieb kann (ausgenommen
bei Neubauvorhaben gem. Punkt 5.2.6 der
Tourismus-Investitions-Richtlinie) einen Ener-
gieausweis vorlegen, der den Zustand vor In-
vestition abbildet und nicht alter als drei Jahre
ist (Punkt 5.1.3).

2.14

Die Durchfiihrung fihrt unter Beriicksichti-
gung allfallig erlaubter AusgleichsmaRnahmen
zu einer maximalen zusatzlichen Bodenversie-
gelung von 25 % im Vergleich zum Zustand vor
Investition (Punkt 5.1.4).

2.2

Das Vorhaben ist in angegebener Hohe fol-
gendem/en Investitionsschwerpunkt/en zu-
zurechnen (Mehrfachnennungen maoglich):

(JA=X)

Betragin
EUR

221

Qualitatsverbesserung

2.2.2

BetriebsgroRenoptimierung

2.2.3

Neuausrichtung

224

Errichtung oder Verbesserung von touristi-
schen Infrastruktureinrichtungen

2.25

Errichtung oder Verbesserung von Personal-
unterkiinften und sonstigen Einrichtungen fiir
Mitarbeiter

2.2.6

Neubauten
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2.2.7 | Umwelt- und sicherheitsbezogene Einrichtun-
gen, Barrierefreiheit sowie EnergiesparmaR-
nahmen

2.3 Das Vorhaben erfiillt die betriebstypenspezi- 5
fischen Voraussetzungen der relevanten Teile
von Punkt 5.3 (nur ein Betriebstyp)

2.3.1 | Bei Beherbergungsbetrieben (5.3.1): (JA=X) Irrelevant

Der Betrieb erfiillt zumindest die inhaltlichen
Kriterien eines Drei-Sterne-Betriebes oder
stellt eine zweckdienliche Ausnahme dar.

Eine BetriebsgroRenoptimierung geht mit ei-
ner deutlichen qualitativen Angebotsverbes-
serung und/oder einer InfrastrukturmaR-
nahme einher; wenn der Energieausweis des
Bestandes in einer oder mehreren Kategorien
eine Bewertung in den Klassen "E" oder "F"
aufweist geht die BetriebsgrofRenoptimierung
auch mit einer MaBnahme zur Optimierung
des Energie- und Ressourcenverbrauches ein-
her.

2.3.2 | Bei Gastronomiebetrieben (5.3.2): (JA=X) Irrelevant

Der Gastronomiebetrieb liegt nicht in einer
Landeshauptstadt und nicht in einer Stadt mit
mehr als 35.000 Einwohnern.

Der Gastronomiebetrieb weist eine touristi-
sche Bedeutung iSd Richtlinie auf.

Der Gastronomiebetrieb weist keine subopti-
male BetriebsgroRe auf.

Der Gastronomiebetrieb weist keine geringe
Qualitat der Dienstleistung auf.

2.3.3 | Bei Campingplatzen (5.3.3): (JA=X) Irrelevant

Der Campingplatz wird Gberwiegend touris-
tisch genutzt.

Der bisherige Qualitatsstandard wird durch
die Investition deutlich verbessert und nach
Investition liegt ein insgesamt hochwertiges
Angebot vor.

Bei Neubauten werden die Bestimmungen fir
den Neubau von Beherbergungsbetrieben
sinngemald eingehalten.
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234

Bei Reisebiiros (5.3.4):

(JA=X)

Irrelevant

Es handelt sich um ein Incoming-Reisebiiro iSd
Richtlinie.

2.3.5

Bei Freizeitbetrieben (5.3.5):

(JA=X)

Irrelevant

Es handelt sich um ein touristisch bedeutsa-
mes Vorhaben.

Der Freizeitbetrieb weist keine suboptimale
BetriebsgroRe auf.

Der Freizeitbetrieb weist keine geringe Quali-
tat der Dienstleistung auf.

2.4

Das Vorhaben stellt ein forderbares Vorha-
ben gemaf Punkt 5.4 der Tourismus-Investi-
tions-Richtlinie dar.

(JA=X)

241

Das Vorhaben wird nicht in einem Einkaufs-
zentrum realisiert (Punkt 5.4.1).

2.4.2

Die dauerhafte touristische Nutzung ist beab-
sichtigt und nachhaltig sichergestellt (Punkt
5.4.2).

243

Franchisebetrieb oder Betrieb mit franchise-
ahnlichem Konzept (Punkt 5.4.3):

Die unternehmerische und finanzielle Eigen-
standigkeit ist gewahrleistet.

Der Bestandsvertrag lautet fiir die Betriebs-
raumlichkeit auf den Franchisenehmer.

24.4

Das Vorhaben geht nicht mit einer fiir den
Gast wahrnehmbaren Reduktion der Dienst-
leistungsqualitat einher (Punkt 5.4.4).

2.4.5

Der Betrieb bietet seine Dienstleistung 6ffent-
lich an (Punkt 5.4.5).

Summe
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Nachhaltigkeitsbonus (Anhang ll)

3.1

Die nachhaltigkeitsrelevanten (Teil-)investitionen betragen

insgesamt (EUR):

3.1.1

EUR 100.000 bis 149.999

3.1.2

EUR 150.000 bis 199.999

3.13

EUR 200.000 bis 249.999

3.14

EUR 250.000 bis 299.999

3.15

EUR 300.000 bis 349.999

3.1.6

> EUR 350.000

Pun

kteanzahl (Faktor 3):

Nachhaltigkeitsbonus

3.2

Die Durchfiihrung der nachhaltigkeitsrele-
vanten (Teil-)Investitionen betrifft den Teil-
bereich bzw. die Teilbereiche (Kombinatio-
nen sind moglich; ein- und dieselben Kosten
kénnen nicht bei mehreren Schwerpunkten
angegeben werden).

Betrag in
EUR

3.2.1

Nachhaltigkeitsbonus Okologie - Energie

3.21.1

Reduktion des Energieverbrauchs bzw. Stei-
gerung der Energieeffizienz

3.2.1.2

Errichtung bzw. Einbau von klimaneutralen
Heizungs-, Kiihlungs-, Be- und Entliftungs-
systemen mit hohem Standard oder Heiz-
und Kihlsystemen mittels wasserfiihrender
Rohrleitungen

3.2.1.3

Anschaffung bzw. Einbau energieeffizienter
Gerate oder Beleuchtung

3.214

Errichtung von Anlagen, die Solarenergie, Bi-
omasse/Biomassefernwarme oder Ab-
warme/Fernwarme nutzen

3.2.1.5

Sonstige MaRBnahmen zur Steigerung der
Energieeffizienz, zur Erlangung des Umwelt-
zeichens oder einer Auszeichnung mit ver-
gleichbarem Standard

3.2.2

Nachhaltigkeitsbonus Okologie - Ressour-
cen

3.2.2.1

EntsiegelungsmalRnahmen am Investitions-
standort, die mehr als 10 m2 betreffen
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3.2.2.2

Dacher- und Fassadenbegriinung durch
nichtinvasive Pflanzenarten (Schutz vor Fas-
sadenliberhitzung), die mehr als 10 m2 be-
treffen

3.2.23

Anschaffung und Einbau wassersparender
Armaturen, wobei die Durchflussmenge ma-
ximal 6l pro Minute betragen darf

3.2.2.4

Ausstattung von vorhandenen PKW-Stell-
platzen sowie Stellplatzen fir Motor- und
Fahrrader mit E-Ladestationen

3.2.25

Errichtung von Anlagen zur Sammlung von
Niederschlagswassern

3.2.2.6

Errichtung von Anlagen zur Abfallvermei-
dung bzw. Abfallreduktion

3.2.2.7

sonstige MaRnahmen, die zu einer Reduk-
tion des Ressourcenverbrauchs (z. B. Roh-
stoffbedarf, Wasser) bzw. zu einer Steige-
rung der Ressourceneffizienz flihren

3.23

Nachhaltigkeitsbonus Okologie - Emissio-
nen

3.23.1

Wohnraumliftung tber Schallddmmliifter

3.23.2

MafRnahmen, die beim Vergleich der Ener-
gieausweise vor und nach Investition zu ei-
ner Reduktion der CO2-Emissionen von min.
25 % fuhren

Investitionen, die ursachlich zur Erlangung
der Qualitatsstufe "klima.aktiv silber" des je-
weiligen klima.aktiv Gebaudestandards bzw.
eines vergleichbaren Standards dienen (aus-
genommen Neubau)

Investitionen, die ursachlich zur Erlangung
der Qualitatsstufe "klima.aktiv gold" des je-
weiligen klima.aktiv Gebaudestandards bzw.
eines vergleichbaren Standards dienen (nur
Neubau)

3.24

Nachhaltigkeitsbonus Mitarbeiter und Regi-
onen

3.241

Errichtung von Unterklnften und sonstigen
Einrichtungen fir Mitarbeiter

3.24.2

Errichtung von Einrichtungen zur Betreuung
von Kindern von Mitarbeitern
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3.2.4.3 | Reaktivierung von Leerstand fiir betriebliche
Zwecke

3.2.4.4 | Umsetzung von Investitionsprojekten im
Rahmen einer Kooperation, die auch einen
Mehrwert fir die lokale Bevolkerung stiften

3.25 Nachhaltigkeitsbonus Wirtschaft und Digi-
talisierung

3.2.5.1 | Investitionen im Zuge von Betriebsiibernah-
men

3.2.5.2 | DigitalisierungsmaRnahmen

Gesamtbeurteilung

Punkte

Der Forderungswerber erreicht insgesamt
folgende Punkteanzahl (Mindestpunktean-
zahl: 79)
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	den Eintritt von Einstellungs- und Rückforderungsgründen gemäß Punkt 16
	Entzug von Gewerbeberechtigung oder einer sonstigen Berechtigung zur Ausübung von selbständigen Tätigkeiten; dies gilt auch für den Pächter für den Fall, dass der Förderungsnehmer das geförderte Objekt nicht selbst betreibt
	Ereignisse, welche die Durchführung des geförderten Vorhabens verzögern oder unmöglich machen, oder eine Abänderung gegenüber dem Förderungsansuchen oder vereinbarten Auflagen oder Bedingungen erfordern würden
	Änderung des Unternehmensgegenstandes
	Verlust der KMU-Eigenschaft
	Gesellschafterwechsel, sofern mehr als 25 % des Kapitals betroffen sind
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	Daten und Informationen, die die Abwicklungsstelle zur Erfüllung ihrer Jahresberichterstattungsverpflichtungen gegenüber der EU gemäß Anhang III A der Verordnung (EG) Nr. 794/2004 der Kommission vom 21. April 2004 zur Durchführung der Verordnung (EG) Nr. 659/1999 des Rates über besondere Vorschriften für die Anwendung von Artikel 93 des EG-Vertrags, ABl. Nr. L 140 vom 30.4.2004, S. 1 ff, benötigt;
	Daten und Informationen, die die Abwicklungsstelle zur Erfüllung ihrer Jahresberichterstattungsverpflichtungen gegenüber der EU gemäß Mitteilung der Kommission über die Anwendung der Artikel 87 und 88 des EG-Vertrags auf staatliche Beihilfen in Form von Haftungsverpflichtungen und Bürgschaften ("Bürgschaftsmitteilung"), ABl. Nr. C 155/10 vom 20.6.2008, S. 10ff, benötigt;
	Daten und Informationen, die die Abwicklungsstelle bzw. das BMWET zur internen Evaluierung der Richtlinien gemäß § 18 Bundeshaushaltsgesetz 2013, BGBl. I Nr. 139/2009, benötigen.


	15 Überprüfung und Auskunftserteilung
	Die Organe des Bundes, die Abwicklungsstelle sowie die Organe der EU behalten sich vor, eine Überprüfung der Verwendung der Förderung und des geförderten Vorhabens durch seine/ihre Organe bzw. Beauftragte vorzunehmen bzw. vornehmen zu lassen.
	Der Förderungswerber bzw. Förderungsnehmer hat Organen oder Beauftragten des Bundes, der Abwicklungsstelle sowie der EU Einsicht in seine Bücher und Belege sowie in sonstige der Überprüfung der Durchführung des Vorhabens dienende Unterlagen bei sich selbst oder bei Dritten und die Besichtigung an Ort und Stelle zu gestatten oder auf deren Verlangen vorzulegen, ihnen die erforderlichen Auskünfte zu erteilen oder erteilen zu lassen und hierzu eine geeignete Auskunftsperson bereitzustellen, wobei über den jeweiligen Zusammenhang dieser Unterlagen mit dem Vorhaben das Prüforgan entscheidet.
	Der Förderungswerber bzw. Förderungsnehmer hat sämtliche Unterlagen über das geförderte Vorhaben – unter Vorbehalt einer Verlängerung durch den Förderungsgeber in begründeten Fällen – zehn Jahre ab dem Ende des Jahres der Auszahlung der gesamten Förderung, bei der Gewährung von Gelddarlehen ab Auszahlung des Darlehens, jedenfalls aber bis zur vollständigen Rückzahlung, in beiden Fällen mindestens jedoch ab der Durchführung der Leistung sicher und geordnet aufzubewahren, wobei zur Aufbewahrung grundsätzlich auch geeignete Bild- und Datenträger verwendet werden können, wenn die vollständige, geordnete, inhaltsgleiche, urschriftgetreue und überprüfbare Wiedergabe bis zum Ablauf der Aufbewahrungsfrist jederzeit gewährleistet ist; in diesem Falle hat der Förderungswerber bzw. Förderungsnehmer auf seine Kosten alle Hilfsmittel zur Verfügung zu stellen, die notwendig sind, um die Bücher, Belege und sonstigen Unterlagen lesbar zu machen und, soweit erforderlich, ohne Hilfsmittel lesbare dauerhafte Wiedergaben beizubringen sowie bei Erstellung von dauerhaften Wiedergaben, diese auf Datenträgern zur Verfügung zu stellen.
	Der Förderungswerber bzw. Förderungsnehmer hat bei Gewährung eines Annuitäten-, Zinsen- und Kreditkostenzuschusses die von ihm betraute Kreditunternehmung zu ermächtigen, den Organen oder Beauftragten des Bundes, der Abwicklungsstelle sowie der EU alle im Zusammenhang mit der betreffenden Förderung erforderlichen Auskünfte, insbesondere auch Bonitätsauskünfte, zu erteilen.

	16 Einstellung und Rückzahlung
	Vorläufige Einstellung
	Die Förderung wird vorläufig eingestellt bei
	Nach Abschluss der unter den Buchstaben a) und b) genannten Vorgänge kann unter Beachtung der Zielsetzungen der Förderungsrichtlinien die Förderung bei Fortführung des Unternehmens über Ansuchen des Förderungsnehmers weiter gewährt werden, wenn der Käufer bzw. Übernehmer die Förderungsvoraussetzungen erfüllt, eine Verpflichtungserklärung gemäß Punkt 18 vorlegt und darin die Annahme der Rechte und Verpflichtungen aus dem Förderungsvertrag bestätigt. Anderenfalls ist die vorläufige Einstellung eine endgültige.

	Endgültige Einstellung und Rückzahlung
	Der Förderungsnehmer ist zu verpflichten – unter Vorbehalt der Geltendmachung weitergehender gesetzlicher Ansprüche, insbesondere auch einer Rückzahlungsverpflichtung gemäß § 30b Ausländerbeschäftigungsgesetz die Förderung über schriftliche Aufforderung des Bundesministers für Wirtschaft, Energie und Tourismus der Abwicklungsstelle oder der Europäischen Union sofort ganz oder teilweise zurückzuerstatten, wobei der Anspruch auf zugesicherte und noch nicht ausbezahlte Förderungsmittel erlischt, wenn insbesondere:
	Die Förderung wird endgültig eingestellt, wenn ein Rückzahlungsgrund gemäß Punkt 16.2.1 eintritt. Anstelle der gänzlichen Rückforderung gemäß Punkt 16.2.1 kann die Einstellung oder Rückzahlung bloß teilweise bzw. innerhalb der Behaltefrist aliquot erfolgen, wenn die vom Förderungsnehmer übernommenen Verpflichtungen teilbar sind und die durchgeführte Teilleistung für sich allein förderungswürdig ist, kein Verschulden des Förderungsnehmers am Rückforderungsgrund vorliegt und die Aufrechterhaltung der Förderung für das BMWET weiterhin zumutbar ist.

	Sofern die Leistung ohne Verschulden des Förderungsnehmers nur teilweise durchgeführt werden kann oder worden ist, kann das BMWET vom Erlöschen des Anspruchs und von der Rückzahlung der auf die durchgeführte Teilleistung entfallenden Förderungsmittel Abstand nehmen, wenn die durchgeführte Teilleistung für sich allein förderungswürdig ist.
	Es erfolgt eine Verzinsung des Rückzahlungsbetrages vom Tage der Auszahlung der Förderung an mit 4 vH pro Jahr unter Anwendung der Zinseszinsmethode. Liegen diese Zinssätze unter dem von der EU für Rückforderungen festgelegten Zinssatz, ist dieser heranzuziehen. Für den Fall eines Verzuges bei der Rückzahlung der Förderung sind Verzugszinsen im Ausmaß von 9,2 Prozentpunkten über dem jeweils geltenden Basiszinssatz pro Jahr ab Eintritt des Verzuges zu vereinbaren. Der Basiszinssatz, der am ersten Kalendertag eines Halbjahres gilt, ist für das jeweilige Halbjahr maßgebend.
	Weiters gilt:
	Die ausbezahlten Förderungsmittel gemäß Punkt 7.1 und 7.2 sind rückzufordern, wenn das geförderte Anlagegut innerhalb eines Zeitraumes von fünf Jahren (beginnend mit dem Datum des Kreditvertrages) aus dem Betriebsvermögen ausscheidet.
	Die Entscheidung über die Einstellung und Rückforderung von Förderungen bereits ausbezahlter Förderungsmittel trifft der Bundesminister für Wirtschaft, Energie und Tourismus. Die Entscheidung über die gänzliche oder teilweise Abstandnahme von Rückforderungen trifft der Bundesminister für Wirtschaft, Energie und Tourismus nach Maßgabe der haushaltsrechtlichen Vorschriften.
	Soweit die Abwicklungsstelle im Namen und auf Rechnung des Bundes agiert, erfolgt nach erfolgloser Mahnung durch die Abwicklungsstelle die gerichtliche Geltendmachung von Rückforderungsansprüchen im Wege der Finanzprokuratur.


	17 Datenschutz
	Der Förderungswerber bzw. –nehmer hat zur Kenntnis zu nehmen, dass er der Abwicklungsstelle folgende Unterlagen bis zu einem im Kreditvertrag festgelegten Zeitpunkt bzw. laufend beizubringen hat:
	Daten und Informationen, die die Abwicklungsstelle zur Erfüllung ihrer Jahresberichterstattungsverpflichtungen gegenüber der EU gemäß Anhang III A der Verordnung (EG) Nr. 794/2004 der Kommission vom 21. April 2004 zur Durchführung der Verordnung (EG) Nr. 659/1999 des Rates über besondere Vorschriften für die Anwendung von Artikel 93 des EG-Vertrags, ABl. Nr. L 140 vom 30.4.2004, S. 1 ff, benötigt.
	Daten und Informationen, die die Abwicklungsstelle bzw. das BMWET zur internen Evaluierung der Richtlinien gemäß § 18 Bundeshaushaltsgesetz 2013 BGBl. I Nr. 139/2009, benötigt.

	Der Förderungswerber bzw. –nehmer hat weiters zur Kenntnis zu nehmen, dass
	das BMWET und die Abwicklungsstelle berechtigt sind, die im Zusammenhang mit der Anbahnung und Abwicklung des Vertrages anfallenden personenbezogenen Daten zu verarbeiten, wenn dies für den Abschluss und die Abwicklung des Vertrages (Art 6. Abs. 1 lit. b DSGVO), für Kontrollzwecke und für die Wahrnehmung einer der Abwicklungsstelle (gesetzlich) übertragenen Aufgabe, die im öffentlichen Interesse liegt (Art. 6 Abs. 1 lit. e DSGVO), zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung (Art. 6 Abs. 1 lit. c DSGVO) oder sonst zur Wahrung der berechtigten Interessen des Verantwortlichen oder eines Dritten (Art. 6 Abs. 1 lit. f DSGVO) erforderlich ist;
	das BMWET und die Abwicklungsstelle die für die Beurteilung des Vorliegens der Förderungsvoraussetzungen erforderlichen personenbezogenen Daten über die vom Förderungswerber bzw. -nehmer selbst erteilten Auskünfte hinaus auch durch Rückfragen bei den in Betracht kommenden anderen Organen des Bundes (insbesondere beim Bundesministerium für Finanzen) oder bei einem anderen Rechtsträger, der einschlägige Förderungen zuerkennt oder abwickelt, oder bei sonstigen Dritten erheben oder an diese übermitteln können, wobei diese wiederum berechtigt sind, die für die Anfrage erforderlichen personenbezogenen Daten zu verarbeiten und Auskunft zu erteilen;
	das BMWET und die Abwicklungsstelle zur Vornahme von Mitteilungen in die Transparenzdatenbank verpflichtet sind und berechtigt sind, Transparenzportalabfragen gemäß § 32 Abs. 5 TDBG 2012 durchzuführen;
	es im Rahmen der Datenverarbeitungen dazu kommen kann, dass personenbezogene Daten insbesondere an Organe und Beauftragte des Bundes (insbesondere gemäß §§ 57 bis 61 und 47 des Bundeshaushaltsgesetzes 2013, BGBl. I Nr. 139/2009, sowie § 14 der ARR 2014, des Rechnungshofes (insbesondere gemäß § 3 Abs. 2, § 4 Abs. 1 und § 13 Abs. 3 des Rechnungshofgesetzes 1948), sowie Organen und Einrichtungen der Europäischen Union nach den europarechtlichen Bestimmungen übermittelt oder offengelegt werden müssen, wobei die Rechtsgrundlage dafür jeweils die Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung (Art. 6 Abs. 1 lit. c DSGVO) oder die Wahrnehmung einer Aufgabe im öffentlichen Interesse ist (Art. 6 Abs. 1 lit. e DSGVO);
	die Verarbeitungen ausschließlich für Zwecke des Abschlusses und der Abwicklung des Vertrages, für Kontrollzwecke, sowie für Monitorings- und Evaluierungszwecke vorzunehmen sind;
	Daten und Auskünfte, insbesondere betreffend Vermögen, Verbindlichkeiten und Liquidität, über den Förderungswerber bzw. -nehmer und das Unternehmen bei Dritten einholen bzw. einholen lassen sowie bei Mehrfachförderungen die in Betracht kommenden und bei Insolvenzverfahren die gesetzlich vorgesehenen Stellen verständigen.
	das BMWET verpflichtet sein kann, Informationen von allgemeinem Interesse gemäß Art. 22a Abs. 1 B-VG sowie Informationen nach den Bestimmungen des Bundesgesetzes über den Zugang zu Informationen (Informationsfreiheitsgesetz – IFG), BGBl. I Nr. 5/2024, zu veröffentlichen oder Zugang zu diesen zu gewähren. Der Förderungsnehmer hat dem BMWET allfällige Gründe gemäß § 6 IFG unverzüglich zu melden, die aus seiner Sicht gegen eine Veröffentlichung oder sonstige Preisgabe einer bestimmten Information nach den Bestimmungen des IFG sprechen könnten (wie insbesondere Berufs-, Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse).
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